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Dos internationale Arbeitsamt.
Seine Mission -> seine Aufgaben.

Von Albert T h o m a s, Direktor des Internationalen Arbeitsamts Genf.

Man ist manchmal geneigt, und die Kritiker des Völkerbundes

tun das in ausgiebigster Weise, gleichermaßen gewisse wirtschaftliche

und politische Bestimmungen des Friedensvertrages von Versailles

sowohl als auch das Statut der Internationalen Arbeitsorganisation,

das auch einen Teil des Friedensvertrages bildet, zu verwerfen.

Diese Gleichstellung mit dem Friedensvertrag ist in keiner Weise

gerechtfertigt. Welches auch die Vorwürfe sind, die von Regierungen

und politischen Parteien, die ein Recht zu haben glauben, an dem

Werk von Versailles Kritik zu üben, erhoben werden, man muß sich

doch daran gewöhnen, den Völkerbund und das Jnternationale Ar>

beitsamt als unabhängige Institutionen zu betrachten, die ein eigenes

Leben führen, deren Arbeitsgebiet sich über die Völkergemeinschaft

erstreckt und über die vom Friedensvertrag gestellten oder gelösten

Probleme hinausgeht.
Wenn diese Internationalen Institutionen in Versailles geschaffen

wurden, so deshalb, weil die ungeheure Erschütterung, die der Welt»

krieg iin ganzen Universum hervorgerufen hat, in diesem Moinent

die zwingende Notwendigkeit erkennen ließ, die Verbindungen der

Völker untereinander enger zu gestalten, um mrf diese Weise in Zu»

kunft ein neues Unglück zu vermeiden.

Aber die Idee an sich ist durchaus nicht durch den Krieg geboren

worden. Sie hat nur im Friedensvertrag ihren Ausdruck gefunden,

oder besser gesagt, sie hat sich damals der ganzen Welt gezeigt als

das wahre Prinzip, durch das man eine Regeneration des Lebens

der Nationen untereinander erreichen kann.

Das Jnternationale Arbeitsamt hat eine große Mission zu er¬

füllen: Die Mission, sozialen Frieden und Gerechtigkeit zur Herr¬

schaft und Geltung zu bringen, indem es eine universelle Gesetz¬

gebung ausarbeitete, die die Arbeitsbedingungen in allen Landern

vereinheitlicht und die der Arbeiterklasse gestattet, ihre Kräfte frei

zu entfalten. Schon vor ungefähr 25 Jahren wurde von der „Inter¬

nationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterfchutz", die ihren Sitz

in Basel hatte, ein Versuch gemacht. Hinter dieser Vereinigung stand

aber keine effektive Macht. Sie war nichts anderes als eine Ver¬

tretung der Regierungen. Die Arbeiter konnten ihre Forderungen

nur nuf indirekte Weise vortragen.

Ein ganz anderer Geist lebt im Internationalen Arbeitsamt.

Weich nach Beendigung des Krieges traten die Arbeiter aller Länder

zusammen, mn ihre Rechte iir feierlicher Weise geltend zu inachen.

Wenn man dem Völkerbund, so wie er heute besteht, vorwirft, nichts

weiter als der Sprecher der Regierungen zu sein, wenn man ihm

^gleichfalls vorwirst, noch nicht alle Signatarstaaten des Friedensvec-

tvcige« aufgenommen zu haben, so kann, keiner dieser Vorwürfe gegen

nns gerichtet fein. Das Internationale Arbeitsamt steht nicht nur

den Regierungen, sondern auch den Arbeitern und Unternehmern,

deren Delegierte die gleichen Rechte haben und ihre Wünsche und

.Forderungen jederzeit geltend machen können, offen. Seit seiner

.Gründung stand es auch für Deutschland und Oesterreich offen, welche

dieselben Rechte wie die anderen Mitgliedsstaaten genießen. Es ist

ein freies Tribunal, ein Parlament, in dem man diskutiert »nd'sti

dem man die notwendigen Entscheidungen trifft.

Die Internationale Arbeitsorganisation jetzt sich aus zwei In»

stanzen zusammen:
Die jährliche Jnternationale Konferenz, melche über die Projekte

der internationalen Uebereinkommen, melche oon den Regierungen

unverzüglich durchzuführen sind, berät und das Jnternationale Ar«

,beitsamt, das in Verbindung mit seinem Verroaltungsrat die Ent«

würfe zu den Uebereinkommen vorbereitet, ihre Durchführung über«

wacht, die Entwicklung der Sozialgesetzgebung in allen Ländern be¬

obachtet und durchzuführende Verbesserungen vorschlägt.

Der Internationalen Arbeitsorganisation gehören heute

57 Staaten an, d. h. die große Mehrheit der Volker der Welt. Seit

dem ersten Tage ist Deutschland mit denselben Rechten angeschlossen,

mie die übrigen Staaten. Deutschland hat seinen Sitz im Vermal«

tungsrat zmischen den acht grohen Industriestaaten, die in ihm oer»

treten sind.
Die Macht der Internationalen Arbeitsorgemisation besteht

weniger in dsr Zahl der Mitgliedsstaaten, als vielmehr in der spon»

tonen Unterstützung, die ihr dis Arbeiterorganisation«!, zuteil merden

liehen und in dem Vertrauen, das ihr die Arbeiter aller Länder be¬

zeugt haben.
Das Internationale Arbeitsamt steht mit zirka IlXZli Berufs»

organisationen in Verbindung. Die mächtige Amsterdamer Inter»

nationale mit ihren 27 Millionen Mitgliedern hat ihm seit seine»

Bestehen ununterbrochen die Unterstützung und Mitarbeit ihrer

Führer zuteil werden lassen.
Sei es in dcn jährlich in Genf stattfindenden internationalen

Arbeitskonferenzen, an denen die Delegierten aus den verschiedenste»

'Ländern der Welt teilnehmen oder in den vierteljährlich stattfinden»

dsn Sitzungen des Verwaltungsrats, an jeder Stelle haben die Ver»

treter der Arbeiterklasse Gelegenheit, ihre Stimm« zu erheben, um

die Rechte und Ansprüche der Arbeiter geltend zu machen und aus

diese Weise finden national und international die Forderungen urch

Wünsche des Proletariats ihren Ausdruck.

Aber die Tatsache allein, daß sich die Arbeitsrrlasss dieses grosze

Tribunal erobert hat, genügt nicht. Es ist notwendig, daß das s«it

visr Jahren aufgebaute Werk den gehegten Hoffnungen entspricht

und uns erlaubt, mit Vertrauen ^n die Zukunft zu sehen.

Jst das der Fall? Wir sagen ohne Zögern: Ja.

Die hauptsächlichsten Erfolge, die das Jnternationale Arbeit?»

amt auszuweisen hat, sind jene Entwürfe international«!: Ueberem«

kommen und Empfehlungen, die durch die Jahreskonferenz beschlossen

und in Uebereinstimmung mit dem Frisdensvertrag den Regierung««

zur Unterschrift unterbreitet werden. Allerdings ^hnt das Inte«

nationale Arbeitsamt nicht die Macht, die Regierungen zur Unter»

schrift zu zwingen. Die Regierungen bleiben prinzipiell frei in ihren

Entschließungen, den vorgeschlagensn Uebereinkommen beizutreten.

Sie können die Vorschläge der Internationalen Arbeitskonfersnz cm»

nehmen oder ablehnen. Diesen Zustand hat man mitunter bcNagt

und die Befürchtung ausgedrückt, daß ein solches Bsrsohren zu oSl»

liger Passivität führen könnte. Trotzdem hat dieses Verfahre,,, wenn

man 'die Dinge näl>er betrachtet, auch seine Vorzüge und kann dazu
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beitragen, die moralifche Autorität des Jnwrnationalen Arbeitsamts

zu stärken. Jst es nicht besser, das Ziel durch Ueberzeugung als durch

dos brutale Mittel des Zwanges zu erreichen?

Solche jungen internationalen EinrichMngen, deren Ausgabe es

ist, eine neue Aera des Friedens und der Gerechtigkeit herbeizu¬

führen, müssen sich zunächst bemühen, das Vertrauen der Völker und

ihrer Regierungen zu gewinnen und können sich nicht plötzlich «ls

die unbeschränkten Herrscher einer desorganisierten Welt gebärden.

Uebrigens lehrt die Erfahrung, dah der Beitritt der Nationen

zu solchen internationalen Uebereinkommen neuerdings weniger be¬

schwerlich ist und zahlreicher erfolgt. Zurzeit sind nahezu 100 Rati¬

fikationen derartiger Uebereinkommen im Bureau des Völkerbundes

registriert. Sll weitere Ratifikationen find durch die zuständigen

Stellen der beteiligten Länder angeordnet und werden unverzüglich

veröffentlicht werden. 134 Ratifikationen sind mit Zustimmung der

Regierungen den Parlamenten zur Stellungnahme zugelenet worden.

Bedeutet nicht schon die Ratifikation das erste Stadium praktischer

Anwendung? Borgeschlagene Uebereinkommen werden auf dem

Wege der Gesetzgebung oder im Bsrwaltungsweg« durchgeführt.

Schon jetzt existieren 103 Gesetze oder Verordnungen, dis in den

Mitgliedstaaten auf Grund der vorgeschlagenen Uebereinkünfte oder

Empfehlungen der Konferenzen zur Einführung gelangten. 76 weitere

Gesetze und Verordnungen sind in Vorbereitung. Diese Zahlen be¬

weisen, dasz das Internationale Arbeitsamt nicht nur eine theoretische

vder wissenschaftliche Tätigkeit entfaltet, sondern trotz aller Wider¬

stände Erfolge in der Förderung der internationalen Gesetzgebung

auszuweisen hat.
Nach und nach ist es uns neben unseren Kämpfen gegen die

Arbeitslosigkeit und für die Regelung der Frauen- und Kinderarbeit,

des freien Arbeitstages, für die Rechte der landwirtschaftlichen Ar¬

beiter und Seeleute usw. gelungen, in der Gefttzgebung zahlreicher
Länder neue Grundsätze der Gerechtigkeit und Menschlichkeit zu ver¬

ankern, Grundsätze, die einmal ein wertvolles Material für das

künftige internationale Arbeitsgesetzbuch bieten werden.

Es war oft ein harter Kampf und er ist es sehr oft auch noch

heute bei Fragen, die den Unternehmern, denen ihre Privilegien so

sehr am Herzen liegen, wie beispielsweise bei der Frage der Dauer

der Arbeitszeit. Das Uebereinkommen von Washington über den

Achtstundentag ist offiziell nur von fünf Staaten ratifiziert worden:'

Bulgarien, Griechenland. Indien, Rumänien und Tschechoslowakei.

Hier gibt es mächtige Widerstände. In vielen Sbaaten nutzt das

Unternehmertum die Wirtschaftskrise aus, um eine längere Arbeits¬

zeit durchzusetzen. Solche Seispiele wirken ansteckend. Da in ver»

schiedenen Ländern folche Angriffe auf den Achtstundentag erfolgen,
besteht die Gefahr, daß lnnachbarte Staaten aus Gründen der Kon¬

kurrenz diesen «Mhrlichen Weg gleichfalls einschlagen. Soweit das

J«ternationale Arbeitsamt in Frage kommt, hat es nicht aufgehört,
für die Ratifikation und für die Anwendung des Washingtoner
Uebereinkommens zu kämpfen. Seine Anstrengungen waren nicht

vergeblich. Es ist ihm gelungen, das Prinzip des Achtstundentages

aufrechtzuerhalten, und keine Gesetzgebung hat bis jetzt gewagt, sich

dagegen auszüsprechen. Der Weg zur internationalen Verständigung

.

bleibt offen. Er wird eingeschlagen werden müssen, da der Acht¬

stundentag unstreitig und allein der Erfolg der ununterbrochenen

Kämpfe der ArbeiterKaffe ist. Wir haben die bestimmte Hoffnung,

daß 'es uns zusammen mit den Angestellten- und Arbeiterorgani¬

sationen Mer Länder Mingen wird, die letzten Widerstände zu be¬

seitigen. Jn letzter Zeit sind wir ganz besonders dazu ermutigt

worden. Jm Februar d. I. haben die Schweizer in einem Volks¬

entscheid mit ungeheurer Mehrheit eine Abänderung des Gesetzes
über den AchtftundeMag abgelehnt. Um dieselbe Zeit ungefähr ist
die österreichische Regierung dem Uebereinkommen unter der Bedin¬

gung beigetreten, daß dasselbe angewendet werden soll, wenn die

hauptsächlichsten Industriestaaten es gleichfalls anerkannt haben.
Das französische Parlament hat einen Antrag Forgeot zurückgewiesen,
der darauf abzielte, den Neunstundentag einzuführen. In Belgien

hat das Parlament einen vom Arbeitsminister aufgenommenen An¬

trag Deveze verworfen, der ebenfalls die Arbeitszeiwerlüngerung

vorsah. ,
Die polnische Regierung hat erklärt, nicht an dem Prinzip

des Achtswndentages rühren zu wollen, trotzdem sie von den Unter-'

nehmern wiederholt dazu aufgefordert ist. In Deutschland schließlich

führen di« Gewerkschaften einen hartnäckigen und schweren Kampf

gegen die ununterbrochenen Attacken des Unternehmertums,
Soll unser Werk gelingen, so ift die allerengfte Zusammenarbeit

mit der Arbeiterklasse notwendig. Die Vervollkommnung der inter»

nationalen Arbeitsgesetzgebung ist eine der Hauptbedingungen für

den fozialen Fortschritt/ Nur auf diese Weise sichert man dcn Ar¬

beitern aller Länder eine gleichmäßige und vernünftige Gesetzgebung,
die ihnen die notwendigen Sicherheiten gibt und sie vor ständigen

Gefahren und Bedrohungen schützt. Das Jnternationale Arbeitsamt

wird unermüdlich an dcm Ausbau diefes großen Werkes der Mensch¬

lichkeit und des Friedens arbeiten. Es bedarf dazu in diesem tüg»

lichen Kampfe des Vertrauens unö der Unterstützung der Berufs»

organisationen de? Arbeiter und Angeftellten.

Der Internationale Gewerkschsstskongreß in Wien.

Am 2. Juni d. I, wurde im Konzerthaus in Wien der 3. ordent¬

liche Kongreß des Internationalen Gewerkschaftsbundes eröffnet.

206 Delegierte und Gäste vertreten 22 Länder^ Die deutschen Ge¬

werkschaften hatten 11 Delegierte entsandt, darunter die Kollegen

Aufhäuser und Urban vom AfA-Bund.
Das Ergebnis der Gefamtberatungen ist in folgenden Beschlüssen

festgelegt:
Resolutionen,

JGB, und Berufsfekretariate.
Die Konserenz der internationalen Berufsfekretariate vom

Sl. Mai und 1. Juni 1924 erklärt, daß als einzige Gewerkschafts-

-drternationale aller Gewerkschaften ausschließlich der Internationale'

Vewerkschaftsbund in Amsterdam anerkannt wird.

Die Beschlüsse der Konferenz des JGB. und der internationalen

Berufssekretariate vom 9. und 19. Novemoer 1923 werden als

arganisatorische Richtlinien anerkannt.

Sollten internationale Berufssekretariate in die Notwendigkeit

versetzt werden, vo.! diesen Regeln abzuweichen, so sind sie gebeten,

fich zuvor mit dem Vorstand des JGB. oder wenigstens mit einer

Konferenz zmischen dem Bureau des JGB. und den drei Vertretern

der internationalen Berufssekretariate in Verbindung zu setzen.

Erklärung:

Die Vertreter der internationalen Berufsfekretariate erklären,

daß sie dic Zusammenarbeit mit dem Internationalen Gewerkschafts¬

bund als nötig erachten, und deshalb dem Passus: „Sollten inter¬

nationale Berufssekretariate in die Notwendigkeit versetzt werden,

von diesen Regeln abzuweichen, so sind sie gebeten, sich zuvor mit

dem Vorstande des JGB. oder wenigstens mit einer Konferenz

zmischen dem Bureau des JGB. und den drei Vertretern der inter¬

nationalen Berufssekretariate in Verbindung zu setzen", Im Sinne

des Absatzes 4 der Richtlinien für die internationalen Berusssetre-

tariate zustimmen. (Dieser legt fest, in welchen Fällen Organisa¬

tionen der dem JÄB. nicht angeschlossenen LanSeszentralen von

Berufssekretariaten aufgenommen merden können.)

Resolution, angenommen von der Internationalen gewerk»

schaftlichen Arbeiterinnenkonferenz und bestätigt vom Kongreß.

Die Internationale gemerkschaftliche Arbeiterinnenkonferenz, zu»

sammengesetzt aus Vertretern der gewerkschaftlichen Landeszentralen

und des Internationalen Arbeiterinnenbundes, die am 31. Mai 1924

in Wieu tagt, nimmt Kenntnis von der Erklärung des Bureaus

des Internationalen Gewerkschaftsbundes, daß dieses bereit ift:

1. Nach Bedarf evtl. vor dem Zweijahreskongreß des JGB.

eine Arbeiterinnenkonferenz einzuberufen;
2. die Frage der Aufstellung eines Arbeiterinnenkomitees, das

mit «pem JGB. zusammenarbeiten foll, zu prüfen und diesbezügliche

Richtlinien auszuarbeiten;
3. die Anstellung einer besonderen Sekretärin für die Propa¬

ganda unter den Frauen späterhin in Erwägung zu ziehen.

Die Delegierten zur Arbeiterinnenkonferenz nehmen die aus den

einzelnen Ländern erstatteten Berichte zur Kenntnis und versprechen,

Ihren Organisationen davon Mitteilung zu machen. Sie erklären es

für ihre Pflicht, sich in ihrem Lande eifrigst für die Agitation unter

den Arbeiterinnen einzusetzen.
Die Stellung des Internationalen Gewerkschaft s»

bundesinderinternatkonalenArbeiterbemegung.

1. Die Stellung des JGB in der Internationalen Arbeit«»

bewegung ist bedingt durch die grundsätzliche und taktische Haltung

der ihm angeschlossenen gewerkschaftlichen Landeszentralen.

2. Gemeinsames Ziel der Gewerkschaften Ist die Verbesserung

der Skogomischen und sozialen Lage der Arbeiterklasse durch organi»

sierte Selbsthilfe. Staatliche foziale Reformen und Gesetze zum

Schutze der Arbeiter stnd geeignet, die Tätigkeit der Gewerkschaften

wirksam zu ergänzen, ihre Erfolge zu festigen und Ihren Kampf zur

Beseitigung der Lohnsklaverei und des Kapitalismus zu erleichtern.

3. Neben dem Kampf sür die Hebung Ihrer wirtschaftlichen und

sozialen Lage und für die Verwirklichung Ihres Mitbestimmungs»

rechtes in der Wirtschaft müssen die Arbeiter sich auch die politische

Freiheit und ihren unbeschränkten Einfluß Im SkKatsleben erkämpfen.
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Die Führung dieses politischen Kampfes ist Ausgabe der politischen

Arbeiterparteien.
4. Dte Gewerkschaften als die wirtschaftliche Interessenvertretung

der Arbeiter müssen jedoch, soweit es die Erfüllung der Aufgaben

in ihrem Tätigkeitsbereich erfordert, auch auf die Politik des Staates

einwirken, wie es die Unternehmerverbände ebenfalls tun. Sie

5 treten damit aber nicht in den Dienst einer politischen Partei und

-

können ihre Tätigkeit nicht von einer politischen Partei abhängig

inachen. Die Gewerkschaften müssen unabhängig sein.

5. Von allen politischen Parteien haben bisher allein die selb,

ständigen Arbeiterparteien, die sich zur politischen Demokratie und

, zum Sozialismus bekennen, die Forderungen der Gewerkschaften mit

'

Entschiedenheit in den Parlamenten vertreten. Deshalb stehen die

sozialdemokratifchen Parteien den Gewerkschasten am nächsten.

6. Die kommunistischen Parteien erstreben die Herrschaft über

die.Gewerkschaften. Sie wollen nach dem Diktat der kommunistischen

Internationale die Leitung der Gewerkschaften an sich reißen, um

die organisierten Arbeitermassen für ihre Parteiziele zu gebrauchen.

Den gewerkschaftlichen Kampf der Arbeiterklnsse lehnen sie ab, sie

verunglimpfen die Gewerlfckmftsbsmegung und scheuen in ihrer Be-

kämpfung der Gewerkschaften vor keinem Mittel zurück. Die in

zahlreichen Ländern eingerissene Zersplitterung der Arbeiterbewegung

und die hieraus resultierende Erstarkung der wirtschaftlichen und

politischen Reaktion ist hauptsächlich ihr Werk. Die kommunistische

Internationale hat die Rote Gewerkschaftsintsrnationale zu dem

Zweck errichtet, den JGB. zu bekämpfen und zu vernichten.

7. Die Gewerkschaften in allen Ländern sind gezwungen, Abwehr»

maßnahmen hiergegen zu ergreifen. Sie müssen sich dagegen zur

, Wehr setzen, daß durch die Methode der kommunistischen Zellen und

? durch die Spaltungsverluchs der kommunistischen oder irgendwelcher

! anderer Parteien die gewerkschaftlichen Organisationen zerstört wer»

! den und damit die Arbeiterklasse ihrer besten Waffen gegen die

Reaktion und gegen den Kapitalismus beraubt wird.

3. Der Internationale Gewerkschaftsbund hat die Aufgabe, neben

, der allgemeinen Förderung der GewerkschaftsbeWegung die Gewerk»

.schaften der sinzslnen Länder in dsr Befolgung dsr vorstehenden

..Grundsätze zu unterstützen. Er soll den Geist der Gemeinsamkeit

^der Interessen wecken und Wacht halten und für die Durchführung

^einheitlicher Leitgedanken in der allgemeinen Gewerkschaftspolitik

R tätig fein. Seine besondere Pflicht ist es, dauernd für eine Einigung
'

der Arbeiterklasse der ganzen Welt zu wirken.

Internationaler Kampf gegen Krieg und Miliz ^

z torismus.
^

' Der vom 2. bis 6. Juni in Wien tagende internationale Gewerk»

^schaftskongreß bestätigt die früheren Resolutionen gegen Krieg und

Militarismus und erinnert die national und international organi»

Werte Arbeiterklasse an ihre Pflicht, sich dem Krieg entschieden zu

z widersetzen: durch Stillegung der Waffen» und Munitionsindustrie

^.sowie des Transports von Kriegsmaterial, den wirtschaftlichen Boy»

rott »nd den internationalen Generalstreik.

> Der Kongreß erklärt, daß es Pflicht der Gewerkschaftsorgan!»

^.sationen aller Länder ist, durch ein« unausgesetzte Propaganda für

: die Beseitigung des Bölkerhasses zu arbeiten und auf eine neue Or»

Z ganisation der VLlkerbeziehungen hinzuwirken, die sich auf gegen»

Zeitige internationale Hilf«, auf Anwendung dss internationalen

Rechtes und des obligatorischen Schiedsgerichts gründet.

Jn der Erkenntnis, daß das allgemeine Wohl der Völker nur

gesichert merden kann durch eins allgemeine Abrüstung, erklärt der

Kongreß nls dringend notwendig:
1. Durchführung einer Kontrolle für die Waffen- und Muni»

tionsindustrie sowie den Handel mit Kriegsmaterial.
2, Einberufung einer internationalen Konferenz zwecks Unter»

drückung der privaten Herstellung von Kriegsmaterial und Herbei»

führung eines allgemeinen Verbots der Fabrikation und des Handels

für alle Arten uon Kriegsmaterial.
Der Kongreß beauftragt das Bureau des Internationalen Ge¬

werkschaftsbundes, seine auf die Erziehung der Massen, namentlich

-der arbeitenden Jugend und der Frauen, auf die Stärkung der für

den Frieden arbeitenden Kräfte der Welt gerichteten Bestrebungen

fortzusetzen.
In Ausführung dieser Beschlüsse und unier feierlicher Bestäti¬

gung dsr vom Borstand auf seiner Sitzung vom 8, bis 9, November

1923 angenommenen Resolution betr. die Organisation eines inter¬

nationalen Anti-Kriegs-Tages am 21. September d. I., fordert der

Internationale Gewerkschaftskongreß die Arbeiter aller Länder auf,

alles zu tun, um zu erreichen, daß diefe Manifestation eine der jetzi¬

gen Weltlage angemefsene Bedeutung erhält und demenisprcchenden

Widerhall findet.

Abschaffung der Nacht- und Sonntagsarbeit in

den Bäckereien,

Der Internationale Gewerkschaftskongreß in Wien nimmt

Kenntnis von der grohen sozialpolitischen Errungenschaft, welche den

Bäckereiarbeitern durch die gesetzliche Abscl>assung der Nacht- und

Sonntagsarbeit in den Bäckereien und Konditoreien zuteil wird. Der

Kongreß nimmt serner zur Kenntnis, daß der intcriiaiiaimlen Ar-

beitskonferenz ein Entwurf zu einem internationale» Usbsreinkom¬

men betr. die gesetzliche Beseitigung der Nachtarbeit zur Beratung

unterbreitet worden ist. Der Kongreß fordert die Vertreter dcr Ar-

beiler auf dsr internationalen Arbeitskonfsrenz auf, für die berech¬

tigten Forderungen der in der internationalen Union der Lebens¬

mittelarbeiter zusammengeschlossenen Bäckereiarbeiterorgnnisatioucn

mit aller Entschiedenheit einzutreten,

VAmsterdam undMoskau,

,>' Nach Kenntnisnahme des Berichtes über die Unterhandlungen

zmischen dem Bureau und dem Allrussischen Gewertschaftsrat spricht

der Kongreh ssin Bedauern darüber aus, daß die russischen Gewerk¬

schaften infolge ihrer Weigerung, die von den autorisierten Vsr-

^ tretern der bedeutendsten Gewerkschasten der ganzen Welt anerkann-
'

ten Statuten und Berfafsungsbeftinnnungen dss Internationals» Ge¬

werkschaftsbundes anzuerkennen, noch immer dem JGB. fernbleiben.

Der Kongreh empfiehlt dem Bureau, insoweit es inöglich scin

wird, ohne dis Würde des JGB. zu verletze», seine Bemühungen

fortzusetzen, um die Einverleibung der russische» Gewerkschasten auf

Grund dsr Statuten und Bestimmungen des JGB. in die inter¬

nationals Gewerkschaftsbewegung herbeizuführen.

!. Resolution gegen Reaktion und Faschismus.
Der 3. Ordentliche Jnternationale Gewerkschaftskongreß billigt

die bisherige Tätigkeit des Vorstandes in der Bekämpfung der inter¬

nationalen Reaktion und ersucht den Vorstand, hierin »iit verstärk¬

tem Nachdruck fortzufahren. Es müssen alle zur Beringung stellen¬

den Mittel angewandt werden, damit die Ketten der Reaktion end¬

gültig gebrochen und dem internationalen Proletariat die Freiheit

der gewsrkschaftlichsn Betätigung sichergsstsllt wird.

Der Kongreß spricht de» Opfern der Reaktion sei»« S>)invall»s

und unverbrüchliche Solidarität der i»ter»atio»cil organisierte» Ar¬

beiterklasse aus. Insbesondere sendet cr dem italienischen Proletariat.

/ dessen gewerkschaftliche Betätigung zur Sicherung cmgemssscner
- Lohn- und Arbeitsbedingungen durch die saschistijche Reaktion uutsr-

vunden ist und das unter dem Drucke der Gewaltherrschaft leidet,

die brüderlichen Grüß« der gesamten internationale» Arbeiterschaft.

Die Delegierten ermächtigen den Vorstand in allen notwendigen

Fällen den italisnisclisn Klassengenossen mit nllen zu Gebots stehen¬

den Mitteln zur Hilfe zu kommen und das Vordringe» des Faschis¬

mus in den übrigen Ländern mit aller Kraft zu verhindern.

^,
Der Faschismus ist eine Waffe des internationalen Kaviialis»

mus, er kann deshalb auch nur durch die geschlossene Abwehr der

^ vereinigten Arbeiter aller Länder überwunden werden.

Der internationale Kampf um den Achtstundentag.
Der vom 2. bis 6. Juni 1924 in Wien tagende Internationale

Gewerkschaftskongreß billigt den von Genossen Merlens dem Kongreß

vorgelegten Bericht zum Punkt 19 der Tagesordnung „Der Kampf

um den Achtstundentag" und erklärt fich mit der vom Bureau des

JGB, am 11. Januar 1924 angenommenen Resolution einuerstundc».

Der Kongreß betrachtet diese Resolution als ein Programm, auf

dessen Durchführung hingewirkt werden muß uud den dringenden

Notwendigkeiten der Gegenwart sowie den Möglichkeiten dss Augen¬

blicks Rechnung tragend erklärt der Kongreß, daß dsr „uausgeletzle

Kampf für den Achtstundentag und die 43-Stu»deii-Woche unter den

Aktionen des JGB, n» erster Stelle stehe» muß. Er beschließt:

1. Es ist eine allgemeine internaticmcilc Kampagne vorzubereiten

mit folgendem Programm:

s) Aufrechtsrhaltung des Achtstundentages,

b) Wiedsreroberunq dcr verloren gegangenen Errungenschaften.

c) Eroberung des Achtstundentages in alten jene» Lä»der», sr

noch nicht eingeführt ist.

cl) Ratifizierung der Washingtoner Konvention,

e) Endgültige Regslung der Reparationsfrage.

2. Das Bureau und der Borstand des Internationalen Gemerk¬

schaftsbundes werden beauftragt, diese Kampagne vorzubereiten und

zu organisieren »nd sollc» sich mit den verschiedene» a»geschtofse»en

Organisationen über diesen Gegenstand ins Einvernehme» setzen,

um in der weitsstgehenden Weise alle» Notwendigkeiten und Möglich¬

keiten der Aktion in jedem einzelnen Lands Rechnung zu tragen.

3. Bezüglich der Eroberungen des Achtstundentages in jenen

Ländern, wo dicse Forderung noch »icht durchgesetzt ist, soll auf die

Landeszentrnlen Frankreichs und Grofjbritaiinisns eingewirkt wer¬

den, damit diese ihren ganzen Einfluß aufbieten, un: auch den Ar¬

beitern jener Länder, die unter dem Protektorat der oben erwähnten

Staaten stehen, die gesetzlich festgelegten Vorteile zuzusichern.

4. Betreffend die Aufrschterlialtung der Eroberung des Acht¬

stundentages obliegt den Londeszentralc» und de» ihn?» angc-

schlossenen Orgcmisaticmen die Pflicht, bsi Schließung von Kollektio-

kontrakten der Aufnahme aller Klauseln entgegenzuwirken, dis das

Prinzip dieser bedeutsamen Reform gefährde» kö»»e»,

5. Betreffend die Regelung des Reparationsproiiiems, vo» der

der Wiederaufbau E»ropas und die Errichtung eines dauernde»

Friedens abhängen, beauftragt der Kongreß dns Bureau dcs JGB.

nlles zu unternehme», wns i» seine» Kräfte» steht, um in dem end-
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«gültigen Vertrag di« Ausnahme einer Klausel zu erwirken, die die

Rechte und Errungenschaften der deutschen Arbeiter schützt.
S, Das Bureau des JGB. wird beauftragt, in Hinsicht auf eine

gemeinsame Aktion und zugunsten folgender Bestrebungen, die mit

der Sozialistischen Internationale begonnenen Besprechungen fort¬

zusetzen.
Die Rcmsizierung der Konvention von Washington,

d Die Annahme eines Achtstundentaggesetzcs in allen Ländern,

die sich bisher dieser Pflicht entzogen haben,

5

Der Kongreh ist der Meinung, dah ein Gelingen dieser Be¬

mühungen in einer mehr oder weniger nahen Zukunft nur durch das

einmütige Borgehen aller Arbeiter zu erwarten ist und richtet einen

dringenden Appell an die Arbeiter der ganzen Welt, sich der inter¬

nationalen Gewerkschaftsbewegung anzuschließen, die ihnen die prak¬

tische und vollkommene Verwirklichung des Achtstundentages und der

48-Stunden-Woche sichern wird.

Fincinzfrnge.
Dcr Kongreh beschließt, die Entscheidung über einen Fonds mit

freiwilligen Beiträgen bis zum nächsten Kongrch zurückzustellen.

Der" Kongreß empfiehlt ferner, den Beitrag auf 12 holländische

Gulden pro Jahr und 199« Mitglieder festzusetzen. Cs wird er¬

wartet, daß auch dic Länder mit niedriger Valuta diesen Beitrag

bezahlen,
Falls dies absolut unmöglich scin sollte, muß das bctr. Land

«inen entsprechenden Antrng nn den Verwaliungsrat richten.

Im Falle, daß verschiedene Länder ihrer vollen Beitragspflichti
nicht nachkommen, wird der Verwaltungsrat beauftragt, in Ueber»

einstimmung mit den Landeszentralen für eine Regelung der Finanz«
frage zu sorgen.

Die nachfolgende Resolution des Exekutivkomitees des Intern

nationalen Bcrgarbeiterverbandes wurde vom

Kongreß ohne Diskussion zur Kenntnis genommen.

Nach der Prüfung des Reparationsprobleins bestätigt das

Exekutivkomitee des Internationalen Bergarbeiterverbandes die im

Einvernehmen mit dem Internationalen Gewerkschaftsbund (Amster-,
dam) gefaßten Beschlüsse.

Es erklärt jedoch, daß die Schlußfolgerungen der Sachver¬
ständigenkommission eine neue Situation geschaffen haben und gibt
dem Wunsche Ausdruck, die unausgesetzte Konfliktsursache in Europa
durch «ine endgültige Lösung zu beseitigen.

Die Exekutive fordert den Internationalen Amsterdamer Gewerk-,

schaftsbund auf, in diesem Sinne zu handeln, um raschestens eine

ihren früheren Beschlüssen und den Sachverständigengutachten ent¬

sprechende Lösung herbeizuführen.
Das Exekutivkomitee des Internationalen Bergarbeiterverbcmdes

fordert nach Anhörung des Berichtes der deutschen Vertreter über die

gegenwärtige Lage, die Arbeitszeit und die Löhne der deutschen!

Bergarbeiter alle anwesenden Vertreter auf, auf ihre Regierungen

einzuwirken, uin diefe zu veranlassen, den Wünschen des Inter»

nationalen BergarbeiterkongreZses betr«fsend die Annahme der Ab-«

kommen über die Kohlenliescrungen Rechnung zu trage».

Briefe aus Rußlanö.
Das Eindringen dcr Angestellten in die Zusammenhange der

WirlsclM bedingt cs. auch Kenntnisse über dns Ausland zu sammeln.

Hier ist cs besonders schwierig, objektive Bilder über die Wirrschaft

in Ruhland zu sehen. Die Sowjctberichterstattung ist vielfach gefärbt,

und irrcführcnd. Wir benutzcn deshalb die Gelegenheit, unseren

Lesern Reiseberichte cincs bekannte» deutschen Journalisten zu geben,

der an Ort und Stelle Studien mncht. D. Red.

I.

Moekou. 9. Mai 1924.

Dcr kurze Gcschichtsabschnitt sowjetrusfischer Wirtsihaft zeigt in

aller Deutlichkeit, daß dcr allgemeine Begriff „Wirtschaft" verfchie-

denfte Auslegungen erfahren hat durch die prominenten Wirtschafis-

stthrer Sowjetruhlands, Diese Auffassungen könnte ma» durchaus

klassisizierc», einzelne WirischnftsplMn, die bisher verfolgt worden

find, stellcn deutlich wahrnehmbare Komplexe dar und spiegeln sich

getreu i» dcr Wirtschaftspolitik Suwjetrufzlnnds mider. Doch diese

Entwicklungsphassn dcr sowjetischen Wirtschaft sind dem euro¬

päischen Wirtschafter zu bekannt, als dah es sich noch verlohnt, dar¬

auf näher einzugehen; für die Wirtschafte-p r a x i s kann auch nur

»cn Interesse s.'i», die Möglichkeiten kennen zu lernen,

die heute wirtschafts- und handelspolitisch in

S o w j e t r i> h l a » d gegeben sind. —

Lcnin wnr es, der seinerzeit den Wirtfchnstskurs der Sowjets

hrrumworf; er hatte erkannt, daß auch für Rußland eine hermetisch

nbgeschlosscnc Volkswirtschaft nicht denkbar und inöglich ist. Ein

mißluiigencs Experiment wurde aufgegeben. Jn Rußland selbst

wurde der Freihandel mieder erlaubt, an dns ausländische Kapital

wurde» Konzesfioncn vergeben. Zaghaft und abwartend ivar der

Beginn dcr „Nep"-Epoche, nur allmählich und Schritt um Schritt

wurde auf diesem Wege vorwärts gegangen. Die Widerstände

gegen Freihandel und Konzession lagen in der Hauptsache im Lande;

dcr „Sinnisknpitniismus" Lenins war noch etwas vollkommen Un-

begrifsenes, Arbeiterschaft und selbst Mitarbeiter sahen nur ein auf¬

gegebenes Prinzip. Nur die Autorität dieses Mannes vermochte

letztlich sich in diescr Richtung durchzusetzen, Staat und Partei über

die Krise hinwegzubringen; viele, die »nwillig oder nur um des

Mannes willen nuf diese» Wege» folgten. Denn der Einsichtige»,

die sich uon Wirtschaft? n o tw en d i g ke i te n leiten liehen, waren

nur wenige. Nochmals: man sah nur ein aufgegebenes Prinzip!

Mn» kann durchaus nicht sagen, daß die Wirischasistheorie der

russische» Kommunisten eine schon feststehende und über Meinungen

erhabene ist. Noch immer spielen „Ausleguiigen" eine grohe Rolle

und Ansicht steht oft schroff gegen Ansicht. Ost bedeutende Meinungs¬

kämpfe um Wirtschaftsvorhnben,
Gcrnde in de» letzte» Wochcn haben Wirrschaftsfrna.cn in den

Diskussionen dcr Partei und Körperschaften eine bedeutungsvolle

Rolle gespielt. Das sowohl vor und mit der Berufung

Dgersinskis als Volkswirtschaftskommissar, als auch während

seiner Amtstätigkeit, Der Einzug Dgersinskis in dieses Kommifsariat

stellt« dc» Sieg des W i r t s ch n f t s r n d i t a l i s m u s innerhalb

der russischen KPD. dar. Dgersinskis Hauptaufgabe war, die Eigen«

industrie so leistungsfähig zu machen, dah sie den Landesbedarf höchst¬
möglich decke. Eine vollkommene innere Reorganisation und Um-i

stellung sollte durchgeführt werden. Dgerfinfki packte seine Aufgabe
dergestalt an, dnß er den Einfluß der Staatstruste bedeutend stückig

Lohn- und Preisregulierungen vornahm. Produktion und Vcrtei-,

lung sollten in einer gewissen Zeit endgültig und vollkommen in den

Händen des Staates liegen. Die Reste privater Produktion und pri¬
vaten Handels solltcn aus dem Wirtschaftsbilde Sowjetrußlands ver-,

schwinden: der „Nep"-Kurs follte wieder einem anderen Platz machen:
Aber Dgerfinfki hatte auch sein« Gegner und nicht

unbedeutende. Offen traten diese gegen ihn auf. Sie wiesen auf dis

besondere Wirtschaftsstruktur des Landes hin, um zu beweisen, daß

dieser Kurs ein völlig unmöglicher sei. Vor allem befürchteten die:

Gegner Dgersinskis, daß seine radikalen Wirtschaftsmahnnhmen fehr,

ungünstige Einflüsse auf die Stimmung der Wirtschaftskreise des

Auslandes haben könnte. Und gerade in diesen Kreisen war man fich

zu sehr bewußt, wie notwendig die Handelsverbindungen mit den»

Auslande seien. Die fast katastrophale Finanzlage, das große Kredit»

bedürsnis Sowjetruhlands taten ihr übriges zu der Isolierung der

Dgersinstischen Ansichten.
Dcr Bodsn wurde dcm. Fasse ausgeschlagen mit einer Finanz¬

diskussion im Anschluß eine^i Berichtes über den Stand der Staats-

finanzen Kamen ews. Der sonst immer optimistische Kamenew

enthüllte ein trauriges Bild von diesen: weitestgehender Abbau der

Staatszuschüsse für kulturelle, soziale und andere Zwecke; voll¬

kommene Einstellung der bisherigen Zuschüsse an die Staatsindufirie.

Dgersinski erklärte, dann seine Fabriken schließen zu müsse«.

Kamenew antwortete, es tun zu wollen, wenn es nicht anders ginge.
— Fabriken und Industrien, die allzu unrentabel arbeiteten, zu

grohe Zuschüsse erforderten, wurden geschlossen: u. a. die Mos¬

kauer Gummimerke. Es ist nur selbstverständlich, dah all dieses eine

bedeutende Wirtschaftsunsicherheit erzeugte, dah fehr erhebliche

Stockungen im Wirtschaftsverkehr eintraten. Erhöht wurden diese

Schmierigkeiten noch sehr durch eine heute noch herrschende Geld«

tnappheit. — Eine Wirtschafte- und Finanzkrise sonder¬

gleichen rüttelt und schüttelt die russische Volkswirtschaft durchein¬

ander; und es will sehr viel bedeuten, wenn an einem nochmaligen

Wirtfchaftschaos, hervorgerufen durch neuerliche Inflation, vorbei»

gekommen wird!

In den Tagen einer solchen Wirtschafts- und Finanzkrise be¬

gannen die Londoner Verhandlungen. Moskauer politische Kreise

zeigten nnch auhen hin ihren dann stets hochgehenden Optimismus,

ohne wohl innerlich nn ihn glauben zu können; aber im Privathandel

und m der Finanz war man mehr als skeptisch. Entweder, so wnr

die Meinung, daß Sowjetruhland bedeutende Zugeständnisse an den

englischen Exporthandel macht, d. h. damit nuch den eigene» Privat¬

handel wieder ungestört sich betätigen lass«, und so Erfolge erzielt,

oder aber, daß man dos Wirtschaftssystem des russischen Kommunis¬

mus im Prinzip und überhaupt hierin für unantastbar erklärt und

auf dem Wege der bisherigen Konzcssionspoliiik Ersolge sucht, wns
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weniger erfolgversprechend scheint. Absolute Klarheit ist in dieser

Hinsicht von Sömjetrußland nicht geschaffen worden: man läßt will»

turlichen Annahmen und Kombinationen Tür und Tor offen.

Zu solchen Annahmen und Kombinationen gibt die „Beurlau»

bung" Dgersinskis alle Veranlassung. Ein Nachfolger in seinem Amte

ist bisher nicht ernannt morden; di« ^Beurlaubung" hindert

DAsrsinski auch nicht, Unterschriften noch zu vollziehen. Es hat ganz

den Anschein, als wenn ein Zustand gewallter Unklarheiten geschaffen

werden sollte, wenn man nicht noch anderes annehmen will bzw. es

muß. Will man ohne die Bindungen des bisherigen Wirtschafts»

kurfes, der sich an den Namen Dgersinskis knüpft, die wirtschaftliche

Einstellung Europas zu Sowjetrußland abwartend beobachten, um

dann mit voller Handlungsfreiheit neue Weg,? begehen zu können?

Es ist jedenfalls alles im Flusse; unmöglich ist es zu sagen, daß diese

oder jene Tendenz in der wirtschaftlichen Fortentwicklung derzeitig

vorherrsche oder daß eine solche in einer bestimmten Richtung liege.

Hat man hier den Eindruck, daß die Londoner B«rhand»

lungen zu «inem gewissen positiven Ergebnisse

kommen werden, so ist der Schluß erlaubt, daß die Wirtschafts»

führer Sowjetrußlands irgendwelche Zugeständnisse in London be¬

willigt haben. Aus gewisfsn, hi«r oorliegenden Anzeichen kann man

ersehen, daß Sowjetruhland sich augenblicklich mehr England zu»

neige, daß es von dort Genssung und H«il erwart«t. Doch das will

nicht besagen, daß dies« Politik so schnell verlassen mird. wie sie be»

gönnen wurde: die Beständigkeit hängt hier einzig und allein von

den sowjetischen Boraussetzungen einer Vorteilspolitik ab. Man ist

hier zu klug, um sich auf lange Sicht mit engen Bindungen fest»

zulegen I

Sowjetrußland als Wirtschaftsfnktor ist also nach wie vor mit

Vorsicht zu genießen. Die Produkte der europäischen Industrien

werden hier nur Aufnahme finden, sofern man absolut um diefelben

nicht herumkommt. Bei der unglaublichen Bedürfnislosigkeit der

Massen des russischen Volkes, der Bauern also, ist der Markt

ein durchaus beschränkter. Dazu verlangt dieser Markt seine beson»!

der« Behandlung durch Anpassung, Osfe» bleibt dabei auch noch für

die nächste Zukunft die Frage der Staatsmonopolisierung oder der

Handelsfreizügigkeit. — Gewiß, Sowjetrußland wird sich einmal

mieder in den Weltmirtschaftsverkehr hineinfügen müssen, sein Wirk

schaftssustem mird und muß sich die Ausgleichungen schassen, um

solches möglich werden zu lassen. Die Frage ist hier nur das

„Wann"? Denn noch immer entscheiden in Rußland die Wirk

schaftsfcagen politischer Dogmatiker. Und das Land ist so reich und

sein Bolk so bedarfslos; noch lange kann sich Sömjetrußland den

Luxus erlauben, Wirtschaftsnotwendigkeiten zu verachten, einzig und

allein einer abstrakten Wirtschaftstheorie zu leben. In Europa ist

Rußland ökonomisch das Land der unbegrenzten Möglichkeiten!

Wirtschaft
Die neue GewerkschaftSbänk.

O. ?. Am 31. Mai fand die erste Generalversammlung der

Deutschen KapiMverw«rtungs-G. m. b. H. statt. Die erste General¬

versammlung war gleichzeitig ihre letzte; in ihr erfolgte die Grün»

dung der Bank der Arbeit«?, Angestellten und Be»

amten-Aktien-Gefellschaft mit einem voll eingezahlten

Kapital von 750 «0« Mark.

Die Deutsche Kapitalvermertüngsgesellschaft ist die Wegbereiterin

der neugegründeten Aktienibank der deutschen Arbeitnehmer. Ihre Ge»

sellfchafter waren die übergroße Mehrzahl der dem Allgemeinen Deut»

fchen Gewerkschaftsbund und dsm AfA-Bund angeschlossenen Zentral»

verbände. Sie entstand aus dem Gedanken hmius, daß es zmeck»

müßig sei, die Gewerkschaften von der finanziellen Bindung an die

Privatbanken freizumachen, denen man bisher die Mittel der Ge¬

werkschaften anvertraut hatte. Man fand es richtiger, die Differenz

zwischen Soll» und Habenzinsen, die bisher die Gewinne der Privat¬

banken vermehrt, hatten, einem eigenen Institut zufließen und die

Anlage der Gewerkschaftsgelder von d«s«m eigenen Institut oor»

nehmen zu lassen, also dem privatkapitalistischen Ermessen zu ent»

ziehen. Die freien Gewerkschaftsgelder follten b«i der Kapital¬

verwertungsgesellschaft zusammenfließen; deren Aufgabe sollte es

sein, di« Funktion allein und nur im Jnter«sse der Arbeitnehmer

auszuüben, di« bisher die verschiedensten Privatbanken in ihrem

Interesse ausgeübt hatten.

Bei der Erfüllung dieser Aufgabe sah fich die Kapitalvermer¬

tüngsgesellschaft zwei Hauptschwierigkeiten gegenübergestellt. Die

eine war eine momentane, die andere eine dauernd«. Die

Zeit ihrer Entstehung und die ersten acht Atonale ihrer Tätigkeit

fielen in die Zeit des katastrophalen Währungssturzes, der dis finan¬

ziellen Mittel der Geroerkschaften fast gänzlich vernichtete. Das

war die momentane Schmierigkeit. Die dauernde Schmierigkeit ist

"eine, die mit der Verwaltung von Gewerkschaftsgeldern als solchen

Mammenhängt. Die Mittel, die, di« Gewerkschasten der Bank zur

Verfügung stellen können, sind nur zeitlveilig, nicht dauernd frei.

Sie sind für laufende Ausgaben bestimmt und inüssen deshalb vor¬

sichtig und flüssig angelegt werden. Diese beiden Momente haben

sowohl den Umsatz wie den Umfang der Geschäftstätigkeit der Kapi¬

talvermertüngsgesellschaft eng begrenzt.

Trotzdem kann die Deutsche KapitalverwertungsgeseUschaft Er¬

folge aufweisen, die sich sehen lassen können. Wis der Geschäfts¬

bericht für das Jahr 1923 zeigt, konnte das «ingezahlte Gesellschafts-

kapital zum vollen Goldwert der Einzahlung erhalten und nutzer-

dem 19 Proz. Dividende in Gold an die Gesellschafter gezahlt

iverden. Die Gesellschafter setzen sich ausschliehlich aus Geivsrkschafts-

verbcinden zusammen, ihnen allein kommt also der ausgeschüttste

Gewinn zugute. Die Gewinnausschüttung erfolgts, nachdem reich¬

liche Abschreibungen an den Aktiven vorgsnommsn und Reserven

gebildet waren.

Die Kapitalvermertüngsgesellschaft hat sich nicht darauf be¬

schränkt, die ihr anvertrauten Gemerkschaftsgeldsr anzulegen, sie hat

auch die Verbände, so weit mi« möglich, dadurch unterstützt,' daß

sis ihnen Ratschlag« «rteilt«, wie sie versuchen könnten, ihre finan»

zisllen Mittel vor der Geldentwertung zu schützen. Sie hat dem»

entsprechend im Auftrage dsr Verbände alle bankmähigen Geschäfte

für sie ausgeführt und war sogar in der Lage, i» den kritischsten

Monaten Oktober und November 1923 manchen Verbänden durch

Hergabe oon Krediten behilflich zu sein.

Die Kapitalverwertungsgesellsck)aft war dazu bestimmt, dis von

vornherein beabsichtigte Gründung der Aktienbank vorzubsrsitsm

Das Institut hatte, nachdem es den größten Gefahrenpunkt glücklich

überwunden hatte, seine Feuerprobe bestanden. Als die Währung

stabilisiert und zu erwarten ivar, dah die Kassen der Geivsrlschnfts»

verbcinde fich langsam wieder auffüllen mürden, konnte man daran

gehen, die Aktienbank zu gründen. Die Gründung ist nun.erfolgt,

aber ss wird noch einigs Zeit verstreichen, bis die neue Bank ihre

Geschäftstätigkeit aufnehmen kann, weil vorher noch juristische Fo«

malitäten zu erfüllen sind.
Die Bank wird ihre wichtigste Aufgabe darin sshen müsssu, der,

Sammelpunkt der finanziellen Mittel allsr Arbeitneymerorganifa»

tionen und womöglich der Sammelpunkt aller freien Teile des Arbeit«

nehmersinkommens zu werden. Cs ist nur natürlich, daß viele Bsr»i

bände der Deutschen Kapitaloerwertungsgesellscliast als einem »euenl

Unternehmsn gegenüber Zurückhaltung bewahrt liabcci. Es ist aber

dem Institut gclungen. diese Zurückhaltung zu überwinden und das

Vertrauen nicht nur der übsrwiegsnden Mehrzahl der freigewerk

schaftlichen Verbände, sondern auch anderer, der Arbeiterbewegung!

nahestehender Organisationen zu erwerben, die ihr in zunehmendem

Mahe ihre Mittel überlassen haben. An der Gründung dsr Ban-Z

find alls dsm ADGB. angeschlossenen und die Mchrzahl der dem

,?lfA-Bund angeschlossenen Organisationen sowie der Allgemeine

Deutsche Beamtcri>Bund mit sinigen seiner Verbände beieiligt. Es

kommt darauf an. dah alle frsigsmerkfchaftlichen Verbände ohne Au«

nähme ihre Mittel der neuen Bank zur Verfügung stellen, Jn je

vollkommenerem Maße das geschieht, um so mehr wird dic Finanz»:

kraft dsr gesamtsn Arbeitiiehmerschaft und jedes einzelnen Verbandes

gestärkt.
Die Bank wird sich aber nicht darauf beschränke«, zur finanziellen

Stärkung der Gewerkschaften allein beizutragen, sie wird vielmehr

danach streben, die Finanzkraft sämtlicher Selbsthilfeorganisationen

der Arbeitnehmerschnft in sich zu konzentrieren. Verhandlungen sind

bereits im Gangs, um auch die Genossenschaften und andere Wirt»

schaftsbetriebs der Arbeiterschaft i» engere Verbi,,dung mit der Bank

zu bringen.
Jn Heft 6 dsr AsA-Bundeszeitung ist bereits darauf hingewiesen

worden, welche Bedeutung der Organisation des nichtkonsumiertsr»

gesparten Teils des Arbsitnshmereinkommsns, besonders in dein nn

zirkulierendem Geldkapital armen Deutschland, zukommt. Vorlnusig

wird man allerdings wohl kaum damit rechnen können, daß der

nichtkonsumisrte Teil des Arbeitnehmsreinkommens sehr erheblich

sein wird. Jedenfalls besteht aber der Plan, der Banl> eins Spar¬

kasse für die Arbeitnehmerschnft anzugliedern, sc-bald di« Zeit dafür

gekommsn sein wird.

I» dem Maße, mie es gelingt, die gesamte Fiunnzkrnst der Ar-
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bsituehmerschaft in der neuen Bank zu vereinigen, wird diese ihren
Aufgabenkreis erweitern und ihre Mittel in den Dienst der Gemein«

schaft stellcn können. In welcher Weife das geschehen kann, zeigt das

Beispiel der Arbeiterbank A.-G. in Wien. Ueber sie berich¬
tet Karl Bittet in einem Artikel „Die fogialdemokratische Ge¬

nossenschaftsbewegung Oesterreichs" in der Zeitschrift „Die Gemcm-

wirtschaft" Nr. ö vom Juui 1924. Sie wurde erst im Jahre 1923

gegründet und ging aus der Zusammenfassung einiger Arbciterspar-

kossen hervor. Das Kapital ist folgendermaßen aufgebracht worden:

zu 40 Proz. von dcn Gewerkschaften, zu 40 Proz. von den Genossen¬

schaften, zu Ist Proz. von der Sozinldemokratischen Partei und zu

10 Proz, oon Krediticistitutionen. Die Einlagen betrugen im März 1S24

zirka S9 Milliarden Kronen gleich 2?i Millionsn Goldmark, ein sür
das kleine Oesterreich recht ansehnlicher Betrag. Die Einlagen stammen
in der Hauptsache von Gewerkschaftsorganifationsn, wÄhrsnd der

Kredit oon den Genossenschaften in Anspruch genommen wird. Die

Groh-Einkaufsgesellschaft Wien soll auf diese Weise vom fremden

Kapital bereits vollständig unabhängig sein. „Es wurde bereits Geld

für Arbeiterheime gegeben, und sogar private Liefernntenfirmen

haben kurzfristige Kredite erhalten. Der individuelle Sparvsrkshr ist

noch nicht aufgenommen, und das entscheidends Problem, daß der

Konkurrenzgeschäfte mit den Sparkassen der Konsumgenosssnschaflsn,
scheint nock) ksinssmegs völlig geklärt zu sein. Jedenfalls ist daran

gedacht, einen großzügigen Saugapparat zu organisieren, der mii

einem dichten Netz von Bankfilialen bei den einzelnen Gewerkschaften
und womöglich in jedem größeren Betrieb (Betriebsräte) versehen ist,
um die Spargroschen des Proletariats möglichft restlos an sich zu

ziehen." Dieses Beispiel soll nur die Richtung anzeigen, in der die

Konzentration der Gelder der Arbeitnehmer vor sich gehen könnte. Die

Art der Organisation wird der Verschiedenheit der Verhältnisse ent¬

sprechend eine andere fein müssen.

Die mÜuslrZelle Konzentrattonsbewegung ln öer

Ätabilisierungsperloöe.
«. In der Zeitschrift „Die Wirtschaftskurve" (Verlag Frank¬

furter Sozietäts-Drucksrsi G. m. b. !>).), Jahrgang 1924. Heft 2, ist
eine Uebersicht über die während der ersten vier Monate des Jahres

1924 in Deutschland erfolgten Vertrustungen enthalten.

Januar:

Ohne Vorgänge. ,

Februar:

1. Zusammenschluß der obsrlchlefischen Zementindustrie in. Form
einer Interessengemeinschaft (Vereinigte Pntland-ZsmsiN-Wsrke

. Schimischom, Silesia u. Frauendorf A.-G., Schlefische A.-G. für Port¬
land-Zementfabrikation, Grofchowitz, Opvelner Portland-Zement-
Fabriken von F. W. Grundmann, Obersch?esische Portland-Zement-
«. Kalkwerke A-G., Groß-Strehlitz).

2. Vertrag zwischen Frankfurter Allgemeine Vsrficherungs-A.-G.
und Commercial Union (Vertragsdauer 10 Jahre, gemeinsame Po-
Vcen in der Feuerversicherung Austausch von Transaktionen und

Prämien).
3. Maßgebende Einflußnahme der Stinnes G. m. b. H. be! der

Nordstern Allgemein« Vsrsicherungs-A.-G. (Stinnes übernimmt 22

Millionen Rcferoenktien der Nordstern Allgemeine Versicherungs-
A.-G. gegen Aktien der Riebek-Montan-A.-G. und gewinnt hierdurch
und durch Aufkauf weiterer Aktienposten wesentlichen Einfluß in

diesen Versicherungskonzern).
4. I. Michael u. Co. gewinnt maßgebenden Einfluß bei der Ger¬

mania Versicherungsgruppe Stettin (Termania-Lebensversicherungs«
A.-G, Germania-Leber>sversicherungs-A,°G. von 1922, Germania-

Union, Germania Unfall- und Haftpflichtversicherung).
5. A.-H. Hugo Stinnes für Seeschiffahrt und Ueberseehandel. Ham¬

burg, und die Hirsch Kupfer n, Mefsingwerke, Berlin, bringen ihre
Lizenzen für Aluminium- und Messingguß in die DLHler-Guh G. m.

b. H,, Berlin, ein, an der sie von nun an gemeinsam beteiligt sind.

März:
6. Hugo Stinnes-Ri«bsk-Montan-A.-G,, Halle und Motorenmerk«

Mannheim A.-G. vorm. Benz, Abteilungstat. Motorenbau, errichten
gemeinsam di« Di«sel Oelvertriebs-G. m. b. H., Berlin.

7. Die Badische Anilin- und Sodasabrik, Ludwigshafen a. Rh., er¬

wirbt di« Majorität der Ländevbank A.-G., Berlin.

8. AEG. und Otto Wolff gründen eine gemeinsame Absatzorganifa«
tion in d«r Türkei.

April:
9. Fusion der Meguin A.-G., Butzbach, mit der Berlin-Anhallischen

Maschin«nbcm°A.-G. (Bamag) lbedeutet den Zusammenschluß der

beiden bedeutendsten Firmen auf dem Gebiete der Kohlenaufberei¬
tungsanlagen, Kohlenoeredlungsa.ilagen und des Gaswerkbaus).

10. Int«esse>igemeinschaft zwischen Benz u. Co. und Daimler Mo¬

toren-Gesellschaft (Zusammenlegung der Gewinne. Daimler 699 An¬

teile, Benz 346 Anteile. Vertrag bis 2000, gemeinsames Fabrikations.
Programm unter Aufrechterhaltung der Marken.

11. Otto Wolff bzw. der ihm angeschlossene Maschinenkonzern de

Fries u. Co. schließt eine Interessengemeinschaft mit der Werkzeug»
Maschinenfabrikgruppe Hommel G. m. b. H„ Mainz.

Diese Zusammenstellung zeigt, daß mit der Vertrustungsbewegung
in Deutschland seit der Stabilisierung eine Veränderung in quantita¬
tiver wie qualitativer Hinsicht vor sich gegangen ist.' Der Monat

Januar ist ganz ohne' Vertruftungsvorgang. Unmittelbar nach er¬

folgter Stabilisierung ist also die Konzentrationsbewegung gänzlich
ins Stocken gekommen. In den folgenden drei Monaten waren nur

11 Vorgänge zu verzeichnen. Die Bewegung hat fich also, verglichen,
mit der Inflationszeit, abgeschwächt. Allerdings darf nicht Über¬

fehen merden, daß die Aufstellung nur diejenigen Fälle vermerkt und

vermerken kann, bei denen es sich um die Abschließung offizieller Ver-

träge handelt und wo eine Veröffentlichung der Vorgänge erfolgt ist.
Kaum registrierbar sind solche Fälle, die dcm Zusammenschluß
mehrerer Unternehmungen oder der Aufsaugung von Unternehmungen
durch andere vorauszugehen pflegen, nämlich die Erwerbung eines

entscheidenden Einflusse-xauf andere Unternehmungen durch Erwer¬

bung von Anteilen, Gewährung von Krediten, oder Kombinationen

von beiden. Es ist sicher, daß auf diese Weife viele kapitalschwächere
Unternehmungen, die gezwungen sind, ihrem Mangel an zirkulieren»
dem Geldkapital abzuhelfen, von kapitalstärkeren aufgesaugt werden.

Es ist anzunehmen, daß dadurch der Konzentrationsprozeh ein be¬

schleunigtes Tempo annehmen wird. Allerdings werden deutsche
Unternehmungen in der Hauptsache dabei wohl mehr die Rolle des

Vertrustungs objekts fpielen. Als Vertrustung? snbjekte dürften
mehr ausländische als inländische Kapitalsgruppen in Frage kommen.

Noch mehr als das Sachverständigengutachten ist die Armut an zirku¬
lierendem Kapital ein Anlaß für die Jnternationalisierung der deut»

fchen Industrie und ihre Eingliederung in ausländische Kapitals»
gruppen. .

'

Wenn auch die von der „Wirtschaftskurve" verzeichneten Vorgänge
nicht zahlreich sind, fo läßt fich doch einiges über neue Tendenzen
sagen, die die nachinflationistiische zeigt und die sie von der inflatio¬
nistischen unterscheidet. Dabei zeigen sich zmei Tendenzen, eine Pro¬
dukt i o n s politische und eine finanz politische. Die produklions-
politische kommt bei 1, S, 6, 9, 10 und 11 zum Ausdruck. Jn der

Inflationszeit war das Produktivkapital in hohem Maße zum Han¬
dels- und Spekulationskapitnl degeneriert. Die Inflation verschaffte
der Industrie ein bequemes Monopol, das sie instand setzte, vro-

duktionstechnische Gesichtspunkte zu vernachlässigen, Jn der Stabili¬

sierungsperiode muh mehr und mehr das Monopol dem Wiederein¬

setzen der Konkurrenz auf dem Binnenmarkte wie nuf dem Welt¬

markts Platz machen. Damit wächst der Zlvang, den Kostenpreis der

Waren durch Verbilligung der Produktion und des Absatzes herabzu-
fctzsn. Dis horizontale Konzentration überwisgt dis vertikale. Unter¬

nehmungen gleicher Art verbinden sich, um Arbeitsteilung «nd ge¬

meinsamen Verkauf der Produkie durchzuführen. Jn dieser Richtung
liegt die gemeinsame Beteiligung von Stinnes und Hirsch-
Kupfer an der Döhler-Guß G. m. b. H,, ferner die Fusion
Meg u i n - Ba ma g ,

in Interessengemeinschaften Benz-Daim-
l e r und F r ie s - H o m me l. Zu erwähnen ist noch, daß die Obe r-

fchlesischen Kokswerke und Chemischen Fabriken
. A.-G. (Oberkoks), an der AEG., L i n k e - H o f m a n n - Konzern

durch di: O b e r s ch l e s i s ch.e Eisenindustrie A.-G, für
Bergbau undHüttcn betrieb beteiligt ist, seinen Chemie¬
konzern erweitert hat durch Erwerbung von Anteilen der Che¬
mischen Fabrik auf Aktien vormals C. Schering und

der Saccharin-Fabrik A.-G. vormals Fahlberg,
L i st u. Co. Mit Schering ist eine Interessengemeinschaft abgeschlossen
worden, vollzogen durch Aktienaustausch. Diese Kombination wurde

im Mai gemelket und fehlt deshalb in der Aufstellung der „Wirt-

fchnftskuroe".
Die finanzpolitischen Motivs der Vertrustung zeigen sich bei 2, 3, 4

und 7. Stinnes ist einer der ersten gewesen, der erkannt hat, daß
in Zeiten der Geldentwertung Kredite nehmen seliger ist denn

Kredite geben. Dis Industrie konnte durch Aufnahme von Krediten

nuf Kosten der Kreditinstitute und durch deren Vermittlung auf

Kasten der Rentenempfänger und Arbeitnehmer Sachwerte «werben.

Die enorme Verwendung von Umlaufsmitteln in feste Anlagen schlägt

seit der Stabilisierung gegen die Sachwertbesitzer zurück, weil di«

Umlnufsmittel fehlen, um die festen Anlagen voll auszunutzen. War

es ehemals r«ntab«l, umlaufendes Geldkapital so rasch wie möglich in

fixes Kapital zu verwandeln, so ist es jetzt rsntobsl, umgekehrt, über

möglichst viel freies umlaufendes Gcldknpital zu verfügen. Wie in der

Jnflationspsriode, fo war auch in der Stabilisierungspsriode Stinnes

einer der ersten, der die neue Konjunktur erkannt hat. Aus diesem

Grunde hat er den maßgebenden Einfluß auf sinsn Versicherungs¬

konzern erworben. Bei den Bersichsrungsgefellschaften fliehen eine

Menge Gelder zusammen, die frei sind und die deshalb die der In¬

dustrie fehlenden Umlaufsmittel ersetzen können. Eine ebenso gute

Witterung hatte Michael, genannt der Bosel von Berlin. Dieser

Konzern ging aus «inem Unternehmen der Eisenbranch« hervor und

verlegt« sich dann darauf, alle irgend erreichbaren Quellen von Um-
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laufsmitteln auszuschöpfen. Er wußte sich Mittel der Reichspost und

später der Girozentrale zu verschaffen und ist mü feinem Aufkauf

von Anteilen des Germania» Konzerns den Spuren von Stinnes

gefolgt. In derselben Richtung liegt die Eingltederiing der Länder»

dank in den großen chemischen Trusts der Badischen Anilin»

und So da fabrik. Im Monat April erfolgten leine Angliede»

rungen von Kreditinstitutionen an Jndustriekonzerne. Es ist cmzu»

nehmen, daß diese Bewegung ihr Ende erreicht hat Der Mangel
an umlaufendem Geldkapital ist inzwischen gewachsen und damit die

Macht der über solches Kapital verfügenden Institute gegenüber der

Industrie. Es besteht also für die ersteren kein Anlaß, sich aufsaugen
zu lassen.

Sozialpolitik
Der neue Reichstag.

Von Gustav Hoch. M. d. R.

Der neue Reichstag ist am 27. Mai zu seiner ersten Sitzung zu»

sammengetreten und hat zu der Frage Stellung genommen, ob er die

Erklärung der Regierung billige, nach der sie das Gutachten der Sach»

verständigen als praktische Grundlage für eine schnelle Lösung der

Reparationsfrage anerkennt. Dies ist auch für die Sozialpolitik ent»

scheidend. Denn solange wir nicht ein erträgliches Verhältnis zu den

anderen Staaten erreicht haben, können wir auf eine Gesundung

unseres Wirtschaftslebens überhaupt nicht rechnen und so lange

schweben alle sozialpolitischen Pläne in der Luft.
Wie stets, haben auch diesmal die Parteien im neuen Reichstage

eine Sülle fozialpoliiifcher Anträge eingebracht. Damit ist nicht etwa

gemeint, dah der Reichstag diese Anträge sofort, oder auch nur in

«bsehbarer Zeit beraten wird. Zunächst hat der Reichstag den Haus,

haltsplan sür das Reich festzustellen, der eigentlich bereits am I.April

dieses Jahres in Kraft hätte treten müssen: die Frist ist bis Ende

Juli verlängert worden. Ferner müssen schleunigst die Gesetze rer»

abschiedet werden, zu denen das Reich durch die. schließlich nuch vom

Reichstage angenommenen, Sachverständigengutachten verpflichtet ist.

Daher wird nickt viel Zeit sür die Beratung der vielen Anträge

bleiben, zumal die Parteien noch eine lange Reihe solcher Anträge

gestellt haben, die sich auf andere Angelegenheiten beziehen.

Trotzdem, ist zu erwarten, dah sich der Reichstag bald ernsthaft
mit sozialpolitischen Maßnahmen zu beschäftigen haben mird. Dazu.
werden ihn die unerlröglichen sozialen Verhältnisse zwingen. Die

Reichsarbsitsvermaltung (Reichsamt für Arbeitsvermittlung) schildert
die Arbeitsmarkllage inr Reich nach den Berichten der LnndesSmter

Sber die Woche vom 2. bis 7. Juni:

Die Anzeichen für eine Verschlechterung des Arbeitsmarktes

haben sich vermehrt. Die schon feit mehreren Wochen anhaltende

rückläufige Bewegung ist hauptsächlich veranlaßt durch eine

Stockung des Warenumlaufs. Die Berichte lassen immer deutlicher

erkennen, daß eine Absatz krife die Ursache der Verschlechterung

ist. Dazu kommen die Schmierigkeiten, neues Kapital zu beschaffen.
Der Jnlandsmarkt ist nicht mehr aufnahmefähig.
Die Preise der Waren übersteigen oft erheblich die Kaufkrast der

Verbraucher. Die Warenlager sind Lberfüllt. Aufträge werden

zurückgezogen. Die verminderte Nachftage hat verschiedemlich zu

Betriebseinschränkungen, Kurzarbeit, Entlassungen und Betriebs¬

stillegungen geführt. ...

Aus den Einzelberichten fei hervorgehoben:

„Der kaufmännische Stellenmarkt hat sich weiter ver¬

schlechtert. UnglMstiq berichten insbesondere Schlesien (Entlassun¬
gen bei Banken in Breslau bei den Linke-Hofmann-Lauchhammer-

Werken), Berlin (Kündigungen im Großhandel), Hannover <Metall°
'

industrie kündigte etma 180 Angestellten, ein chemisches Werk ent¬

ließ 34 Angestellte), Hessen (Firma Henschel in Kassel kündigte
20« Angestellten, durch Stillegung der dortigen Dt. Werke zum

30. Juni Entlassung von 150 Angestellten), Rheinland (Kündigung
von Bank- und Großhandelsangestellten, Massenkündigungen in

Düsseldorf, vorsorgliche Kündigungen der Kölner Metallindustrie),
Bezirk Ludmigshafen (Entlassungen bei Banken) und Baden (Ab¬
bau befonders in Kleinbetrieben).

Für Techniker hat sich in Berlin die Lage weiter ver¬

schlechtert. Die Zahl der Stellensuchenden hat zugenommen.

In der folgenden Woche vom 10. bis 14. Juni hat die rückläufige
Bewegung weiter uM sich gegriffen.

Hier zeigt sich, mie falsch jene „Fachmänner" die Entwicklung
beurteilten, die der drohenden Krisis in erster Linie dadurch be¬

gegnen mollten, daß sie die Löhne und Gehälter. möglichst herab»
drückten und so die Saufkraft weiter Volkskreise verringerten. Sie

haben dadurch die Krisis nicht nur nicht verhindert oder auch
nur gemildert, sondern beschleunigt und verschärft.

Auch auf dem Weltmärkte erweisen sich die Preise für deutsche
Waren zu hoch. Während der Jnflationsmirtjchaft hat sich die alte

Erfahrung wieder als wahr erwiesen, daß viele Unternehmer die

sachgemäße Verbesserung ihrer Unternehmungen vernachlässigen,

wenn sie durch andere Mittel, durch rücksichtslose Ausbeutung ihrer
Arbeiter und Angestellten, durch hemmungslose Preistreiberei, durch
gewissenlofen Mißbrauch von Krediten „verdienen" können. Daher
sind viele Betriebe unzweckmäßig eingerichtet. Rohstoffe usw. un¬

günstig eingekauft, und das verteuert die Waren viel mehr, als Lohn¬
drückerei auch nur scheinbar ausgleichen könnte. Selbst mit manchem
neuen oder erst kürzlich erweiterten Werk ist es so bestellt, weil die

Unternehmer in der Hast, ihre Jnflationsgewinne in Sachwerte um»

zuwondeln, es versäumten, sich um die zro e ck m ä ß i g st e n Einrich¬
tungen zu bemühen.

Ueberdies brachte'die Inflationszeit eine Verschiebung der Ar-

beilsrräfle, ihre Anhäufung in einzelnen Betriebszweigen, mie sie jetzt
nicht mehr erträglich ist. Nach den Geschäftsberichten der 7 Berliner

Großbanken ist die Höchstzahl ihrer Angestellten, die sie mohl im

Herbst 1923 erreicht haben, auf etwa IS« 000 zu schätzen. Davon

find bereits 60 000 mieder entlassen. Für die Gesamt¬
heit der Banken und bankähnlichen Betriebe hat hiernach die „Frkf.
Zeitung" eine Höchstzahl von etma 37S000 Angestellten errechnet,
gegen etwa 100 000 im Jahre 1S13: also eine Zunahme von etwa

27S 000. so daß jetzt die Zahl der Entlassenen hier in

die Hunderttausende gehen wird.

So hat die unvermeidliche Umstellung der Wirtschast fchlimme
Folgen für die Angestellten und Arbeiter. Um so mehr müssen wir

verlangen, daß auch diejenigen notwendigen Aenderungen, die die

Jnflationsgewinne bedrohen, schleunigst durchgeführt werden. Immer
wieder müssen wir uns daher dagegen wenden, daß noch die Waren»

preise, namentlich die, die die Trusts und sonstige Unternehmer-Ber¬
einigungen festfetzen, künstlich hoch gehalten und entweder überhaupt
nicht oder nur ungenügend den jetzigen Verhältnissen angepaßt wer¬

den. Das verlängert und verschärft die Leidens¬

zeit der Angestellten und Arbeiter. Denn nur der

vollständige Schluß mit allen Jnflationsgeminnen und Jnflations-
preifen ist die Voraussetzung für eine gesunde Wirtschaft und e r -

öffnetneue Arbeitsmöglichkeiten.
Als ebenso unerträglich hat sich der sozialvolilische Vorstoß der

Großkapitalisten gegen die Angestellten und die Arbeiter erwiesen.
Das Reichsbankdirektorium und der Zentralausschuß haben den Groß¬
kapitalisten vor Augen gehalten, daß eine sachgemäße Kreditpolitik
der Reichsbank außerordentlich erschwert wird, wenn immer wieder

Beträge flMg gemacht merden müssen zur Finanzierung oon

Streikausfällen: in ihrem derzeitigen Zustande
kannsichdiedeutscheBolksmirtschaftkeineStreiks
leisten. Der inzwischen beendete Kampf im Ruhrgebiet hat, wie

Sachverständige nachgewiesen haben,, gerade vom Standpunkte der

Großkapitalisten einen so großen Schaden der Wirtschaft verursacht,
daß der Kampf durch seinen Ausgang in keiner Weise gerechtfertigt
ist: er hat die Gesamtheit wirtschaftlich nicht auswärts, sondern noch
tiefer abwärts göbracht. Die Angestellten und Arbeiter aber haben
aus dem Verlaus dieses großen und schweren Kampfes von neuem

ersehen, daß sie, menn sie einig sind und wohlüberlegt vorgehen, ihre
notwendigen sozialpolitischen Forderungen erfolgreich gegen
die Unternehmer verteidigen können. Ihre Kampfes¬
freudigkeit und Tatkraft für die Sicherung erträglicher Arbeits- und

Lohnverhältnisse, insbesondere für den Achtstundentag, sind nicht
gebrochen, fondern gestärkt. Die Großkapitalisten haben das

Gegenteil von dem erreicht, was sie wollten.

Von durchaus zuversichtlichem Geiste war denn auch die Inler»

nationale Gemerkschafislagung beseelt, die in Wien vom 2. bis zum
7. Juni stattgefunden hat. Der Jnternationale Gewerkschaftsbund
>hat der Tagung einen umfangreichen Tätigkeitsbericht über die Jahre
1922 und 1923 vorgelegt. Darin wird u. a. das Anwachsen der

avbeiterfeindlichen Bestrebungen in allen Ländern besprochen: sie
richten sich überall scharf auch gegen die wirtschaftlichen Errungen»

schaften der Arbeiter. Vor allem sind es die Betriebsdemokratie und

der Achtstundentag, die für die Schäden des Wirtschaftslebens und

die schlechte Lage verantwortlich gemacht werden. Auch die soziale
Fürsorge wird heftig angegriffen und als Hindernis der wirtschaft»
lichen Entwicklung und der allgemeinen Volkswohlfahrt bezeichnet.
Das mit so großen Erwartungen und Versprechungen begründete
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International« Arbeitsamt ist bei seiner Tätigkeit überall > auf

Schwierigkeiten gestoßen.
Der Internationale <^werbschaftsb>u,nö ist stets für den Ausbau

der sozialpolitischen Gesetzgebung auf internationaler Grundlage im

Rahmen des Bolksbundes beim Internationalen Arbeitsamt in Genf

eingetreten. Er hat alles getan, damit die einzelnen Staaten das

Washingtoner Abkommen über den Achtstundentag annehmen.

Albert Thomas, der Direktor des Internationalen Arbeitsamtes

in Genf, wohnte der Tagung bei und berichtete darüber, wie das

von ihm geleitete Amt die sozialpolitischen Bestrebungen der Gewerk«

schaften unterstützt.
Ein besonderer Ausschuß hatte die Frage des Achtstundeniiges

zu beraten. Auf feinen Vorschlag erklärte die Tagung, daß der i n-

ausgesetzte Kampf für den Achtstundentag und die 48-Stunden-Woche

eine der wichtigsten Aufgaben des Internationalen Gemerkschafts¬

bundes ist und als Ziel die Annahme des Washingtoner Abkommens

in allen Ländern haben muß. —

Bezeichnend ist die folgende Stelle der Regierungserklärung, die

am 17. Juni in der Depulierlenkamtner Frankreichs der neue Minister¬

präsident Herriot abgegeben hat:

Das Gesetz über den Achtstmrdentag soll aufrechterhalten

werden. Die Regierung wünscht die baldige Annähn« der

Genfer und Washingtoner Arbeitsübereinkunft. Sie werde den

Frauen-, Kinder- und besonders den Mutterschutz ausdehnen müs¬

sen. Die Gütererzeugung soll mit allen Mitteln gefördert werden.

Die Hauptträger der Gütererzeugung, der Arbeiter und der Bauer,

haben ein Anrecht auf Schutz gegen Arbeitslosigkeit, Krankheit,

Alter und Arbeitsunfähigkeit.

Endlich ist am IS. Juni bei der Eröffnung der Internationalen

Genosfenjchastsausskellung in Gent der englische Arbeitsminister Tom

Shaw als Vertreter der englischen Regierung auf die Durchführung

des Walhingtoner Abkommens über den Achtstundentag eingegangen.

Die englische Regierung wird, so erklärte er — mie aus einem Bericht

des „Vorwärts" hervorgeht — in einigen Wochen einen Gesetzent«

wurf für die Annahme der Vereinbarung dem Parlament unter¬

breiten. Wir Zehen jetzt, fuhr er fort,

daß auf die deutschen Arbeiter ein Druck ausgeübt wird, zehn

Stunden zu arbeiten, um dadurch di« Reparationsleistungen zu

ermöglichen, Falls der deutsche Arbeiter zehn Stunden arbeitet,

werden die Großkapitalisten in den anderen Ländern behaupten,

daß "ohne Verlängerung der Arbeitszeit der Wettbewerb mit den

deutschen Unternehmern nicht mehr möglich ist.

Zu dieser Entwicklung hat beigetragen, daß nicht nur die tägliche

Erfahrung jedem denkenden Angestellten und Arbeiter ständig zeigt,

wie verfehlt die rücksichtslos aufgezmungene Verlängerung der

Arbeitszeit ist. Zandern daß auch trotz allen Lärms der „bekehrten"

Sozialpolitiker solche Männer ihre Stimme erheben, die auf Grund

genauer Forschung den Angestellten und Arbeitern recht, den Ver»

längere«! der Arbeitszeit unrecht geben müssen. Soeben hat das

Deutsche Hygiene-Museum «in Schriftchen üb«r Arbeitshygiene,

Arbeiterschutz herausgegeben*). Der Verfasser des Schriftchens ist

Geh. Med.-Rat Professor Dr. Ad. Thiel«, Landesgewerbearzt,

Ministerialrat im Sächsischen Arbeits- und Wohlfahrtsministerium.

Er schreibt (Seite 12): Die Einteilung des Tages in dreimal acht

Stunden — acht Stunden Arbeit, acht Stunden Erholung, acht

Stunden Schlaf — geht auf den bekannten Arzt Chr. Wilh. Hufe¬

land, zuletzt Professor an der Berliner Universität, zurück (1762 bis

1838), Cs unterliegt keinem Zweifel, daß der Achtstundentag grohe

gesundheitliche und moralische Werte hat, die den arbeitenden Men¬

schen erst zum lebensfrohen und lebensstolzen Mitgliede der mensch¬

lichen Eesellschaft. zum selbsttätigen und selbständigen Schaffer an

der Volksgemeinschaft im Sinne der Wohlfahrt aller ihrer Mitglieder

machen. Andererseits verbürgt die Festlegung «iner neun-, zehn-

oder mehrstündigen Arbeitszeit keineswegs ohne weiteres ein« Mehr¬

leistung des Arbeiters, zumal menn er seine Arbeit unter Zwang und

Druck verrichtet. Endlich liegen einwandfreie Untersuchungen darüber

vor, daß herabgesetzt e Arbeitszeit erhöhte Leistungen herbei¬

führen kann Jn einem späteren Abschnitt bespricht der Ver¬

fasser die körperliche Leistungsfähigkeit während eines Arbeitstages

und kommt zu dem Ergebnis (Seite 20): Wo die günstigst« Grenze

der Arbeitszeit liegt, kann allgemein nicht gesagt, vielmehr nur von

Fall zu Fall entschieden werden, Cs hat aber den Anschein, als ob

im allgemeinen für die Mehrzahl der Berufe bei acht

Stunden Arbeitszeit ungefähr das beste und

meiste geleistet wird.

Der neue Präsident des Reichsversicherungsamts und des Neichs-

versorgungsgerichts, Schäffer, hat kürzlich die Geschäfte seiner Aemter

übernommen mit einer Kundgebung, in der es heißt:

Bei Antritt ineiner Aemter bin ich mir des Ernstes der Stunde

und der Schwierigkeit der Lage, in der unfere Wirtschaft und damit

*) Vergleiche die Besprechung der Schrift Seite 70 dieses Heftes.

unsere deutsche Sozialversicherung sich befinden, wohl bewußt.

Deutsch« Wirtschaft und deutsch« Sozialversicherung gleichen einem

Gsschwisterpaare, das, aufs engste miteinander verbunden ist. Di«

Wirtschaft bildet die' Grundlage der Sozialversicherung, während

die Sozialversicherung ihrerseits die deutsche

Wirtschaft ftütz t und h.ebt. Jch habe das feste Vertrauen,

daß die deutsche Wirtschaft, getragen von der Kraft, der Energie

und dem Fleiße des Unternehmertums und der Arbeiterschaft, sich

siegreich durch die Not der Zeit hindurchringen wird. Daraus

schöpfe ich auch die sichere Zuversicht, daß die deutsche Sozialversiche¬

rung als das überkommene Kleinod aus. dec Zeit des früheren

glänzenden Aufschwunges und als der dauernde Ruhmestitel deut¬

schen Geistes- und Seelenlebens hinübergerettet wird in die von

uns erhoffte Zukunft neuen Aufblühens unferes schwer geprüften

Vaterlandes. . . .'.

Was hier von der Sozialversicherung init vollem Rechte gesagt

ist, gilt für die gesamte Sozialpolitik: ste stützt und hebt die Wirtschaft.

Denn die Kraft, die Ausdauer, der Fl«iß des arbeitenden Volkes

können nur dann uns eine bessere Zukunft erschließen, n«nn die

Angestellten und Arbeiter nicht in immer schlimmeres Elend ver¬

sinken, sondern emporsteigen in solche Verhältnisse, in denen sie ihre

Anlagen entfesseln und ihre Leistungen für die Gesamtheit steigern

können. Dem entspricht unsere Arbeiter- und Angestelltenversicherung

trotz der schönen Wort« des neuen Präsidenten des Reichsversiche¬

rungsamtes noch sehr wenig. Hoffentlich unterstützt uns der Herr

an feiner wichtigen Stelle in unferen Bemühungen, die Versicherung

weiter auszubauen.

Eine Mahnung dazu hat an uns der soeben abgehaltene Inter.

nationale soziologische Kongreß in Rom gerichtet. Aus

einem Bericht des Prof. F. Tönnies (Kiel) in der „Franks. Ztg."'

ist zu entnehmen, daß die hier zusammengekommenen Gelehrten

eine Reihe von Wünschen ausgesprochen haben, die sich auf die Ver<>

sicherung gegen die Arbeitslosigkeit beziehen. Dabei hat der Kongreß!

für notwendig erklärt, daß die Lasten der Versicherung

ausschließlich den Unternehmern auferlegt

werden. Wie wenig paßt dazu der Entwurf einer Arbeitslosen»

Versicherung, den die Reichsregierung dem vorigen Reichstage vor-

gelegt hat. Wie wenig geschieht aber auch, um die schweren Schäden

abzuhalten, die die Gefahren für Leben und Gesundheit der Menfchen

verursachen. Jm letzten Heft der Amtlichen Nachrichten des Reichs-

versicherungsanUs werden die Geschäfts- und Rechnungsergebniss«

der Träger der Unfallversicherung für das Geschäftsjahr 1922 ver«

öffentlicht. Danach sind in dem einen Jahre neue Entschädigungen

für nicht weniger als 96 362 Versicherte gezahlt worden und zwar:

für 3 90S Knaben unter 16 Jahren,

für 529 Mädchen unter 16 Iahren,

für 76 361 Männliche über 16 Jahre,

für 16 467 Weibliche über 16 Jahre.

Dies ist aber nicht etwa die Gesamtzahl der Verunglückten. Eine

beträchtliche Zahl Verunglückter erhalten keine Entfchödigungi, weil!

der Zufamrnenhcmg des Unfalls mit ihrer Erwerbsarbeit nicht nach¬

gewiesen, weil der Schaden des Unfalls mit ihrer Ermerbsarbeit nicht

nachgewiesen, iveil der Schaden des Unsvlls bereits innerhalb der

ersten 13 Wochen nach dem Unfall beseitigt ist vder aus einem an«

deren Grunde. Die Zahl der Verletzten, für die in dem Jahr« Un»

fallanzeigen eingegangen sind, ist denn auch viel gröher: sie

belief sich auf 637 379. Von den entschädigungspflichtigen Unfällen

hatten 849? den Tod des Verletzten zur Folge. Mn Vergleich der.

Unfallzahlen in den einzelnen Berufszweigen und in den einzelner«

Jahren ist unmöglich, da die Regierung uns dis hierzu unerläßliche

Unterlage, nämlich die Zahl der in Betracht kommenden Vollarbeiter,

vorenthält. So viel ist aber ohne weiteres klar, daß der Schaden

infolge der Betriebsunfälle fehr groß ist, und daß wir durch diel

äußerste Verhinderung der Betriebsunfälle die Unkosten der Wirt»

schaft wesentlich verringern konnten.

Die neuesten Unfallzahlen wurden zu derselben Zeit bekannt, als

in Koburg die Männer und Frauen zusammengekommen marerc,

die ihre Kräfte in den Dienst der Tuberkulosebekämpfung

in Deutschland stellen. Die Resner mußten, daran erinnern, daß die

Zahl der Tuberkuloseerkrankung«! nicht nur außerordentlich groß ist,

fondern auch in den letzten Jahren ständig anmächst. Und was ist

dagegen Lefchshsn? Oft genug sind die Maßnahmsn gegen diese

furchtbare Gefahr ebenso wie die gegen die Unfallgefahr aus

Mangel an Mitteln eingeschränkt worden. Eine solche

Sparsamkeit ift in. Wahrheit die schlimmste Verschw « ndung.

Den g«ringsrsn Ausgaben für den Kampf gegen die Ge¬

fahren für Leben und Gefundheit der Menschen stehen um so

größere Aufwendungen für die Verunglückten und Er«

krankten, um so schlimmere Verluste durch die vorzeitig

zugrunde gegangenen Arbeitskräfte, gegenüber. Deshalb sind wirk»,

sam« sozialpolitische Maßnahmen, dagegen notwendig, wenn wir den

Wettbewerb mit den anderen Völkern erfolgreich aufnehmen

wollen.
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Risikoabwülzung auf Angestellte.
Von Clemens Nörpel.

Die Unternehmer legen grofzen Wert auf die „freie Wirtschaft",

in der sie ungehemmt ihrem Profitstreben huldigen können. Diescr

Grundsatz ändert fich aber stets sofort, wenn der mühelose Gewinn

nicht winkt, sondern infolge der kapitalistischen Wirtschaftsordnung

Krisen entstehen. Dann erinnert sich der Unternehmer des Staates,

welcher ihm die Verpflichtungen abnehmen soll, die der Unternehmer

eingehen mußte, einmal, weil fein Profitinteresse dies erfordert, und

zum anderen, weil die Sozialgefetzgeibung ihm gewisse Beschränkungen

auferlegt.
Jeder Unternehmer hat das größte Interesse an einem Ange¬

stelltenstamm, welcher an das Unternehmen durch Kündigungsfristen

Wrzere oder längere Zeit fest gebunden ist, weil dadurch f"r den

Unternehnier die notwendige Stetigkeit gewährleistet ist. Wie aber

eine Krise kommt, ist es das erste Bestreben dcs Unternehmertums,

dieser Hemmungen ledig zu werden und die Angestellten entweder

„nus einem wichtigen Grunde" zu entlassen, oder dieselben, wie sich

dies im besetzten Gebiet eingebürgert hatte, unter Nichteinhaltung der

Kündigungsfrist „in die Erwerbslosenfürsorge zu überführen", also

die Angestellten um ihr Gechalt zu bringen und deni Staat die not¬

dürftige Versorgung derselben aufzubürden, bis die Zeit gekommen

ift, wo öer Unternehmerprosit wieder in reichlichem Maße winkt

und man den Angeftellten wiederum unter Bindung an eine längere

Kündigungsfrist gestattet, diesen Unternehmerprofit zu erarbeiten.

Cs soll nicht abgestritten werden, daß diese Methode sehr bequem

ist». Moralisch ist fie dagegen nicht, aber Moralbegrisfe spielen ja auch

im Machtkampfe der Klassen keine Rolle, wenigstens nicht auf feiten

der Unternehmer, allenfalls auf Arbeitnehmerfeite, wo diefe Gefühls-

politik noch durch Harmonieverlbände gepflegt wird. Es ist «n der

Zeit, daß besonders auch den Angestellten endlich die Augen aus¬

gehen. Der Unternehmer kennt keine Sentimentalität und die Ange¬

stellten müssen ebenfalls die richtigen Konsequenzen daraus ziehen und

ihre Interessen durch den Beitritt zu den AfA-Veribänden energisch

vertreten. Ein klassisches Beispiel sür den Egoismus der Unternehmer

ist deren Verhalten im Ruhrkampf. Da gab es nur ein „einig Volk

von Brüdern", jedoch nur fo lange, als der Staat die Kosten tr ug und

den Unternehmern die Gehälter und die Löhne zur Verfügung stellte.

Nachdem der passive Widerstand vorüber war, ist auch die „Volks¬

gemeinschaft" zu Ende gewesen -rnd man hat die Angestellten in der

oben geschilderten Weise behandelt, das heißt, man hat sie auf die

Straße geworfen und der Hilfe des Staates überantwortet.

Aus dieser Sachlage ist eine fehr große Zahl von Prozessen ent¬

standen, deren Ergebnis für die Angestellten allgemein wichtig isi,
wett dabei auch die Frage der Unmöglichkeit der Leistung eingehend

geprüft wurde. Hierzu ist nun vorerst eine kurze Darstellung der

Rechtslage nötig. Nach Z 67 des Handelsgesetzbuches muß siir H«nd-

lungsgehilfen und nach Z 133ss der Reichsgewerbeordnung mutz für

Betrieibsbeanite, Werkrneister und Techniker die Kündigungsfrist min¬

destens einen Monat betragen. Das BetriebsrStegesetz enthält in

seinen ZZ 84 ft. und 96 einen Entlassungsschutz, und ein gewisser Ent-

kassungsfchutz ist auch für gewerbliche Unternehmen in der Stillegungs-

»erordnung vom IS. Oktober 1923 enthalten. Z 611 des Bürgerliche!!
Gesetzbuches verpflichtet den Arbeitnehiner zur Leistung der ver¬

sprochenen Dienste und den Arbeitgeber zur Zahlung der vereinbarten

Bsrgütung. Z SIS BGB. verpflichtet den Arbeitgeber, wenn er init

der Annahme der Dienste in Verzug kommt, dem Arbeitnehiner die

vereinbarte Vergütung zu zahlen, ohne daß der Arbeitnehmer zur

Nachleistung verpflichtet ist. Z 323 BGB. befreit den Arbeitgeber vo»

diefer Pflicht, wenn die Leistung infolge eines Umstaizdes ammöglich

ist, den weder Arbeitgeber noch Arbeimehmer zu vertreten haben.

Z 7« HGB. und Z 124ä RGO. gestatten dann noch die sofortig« Auf¬

lösung des Dienstverhältnisses aus einen! wichtigen Grunde.

Unmöglichkeit der Leistung und wichtiger Grund sind nun die

beiden Mittel, mit denen die Unternehmer sich um ihr« vertraglichen
Verpflichtungen drücken und alles Risiko den Arbeitnehmern, beson¬
ders den Angestellten aufbürden wollen. Nur die Last des Ein-

ziehens des Profits in normalen Zeilen und der Bermögenserhaltung
in Krisenzeiten wollen die Unternehmer allein auf sich nehmen. Nach¬
dem der passive Widerstand zu Ende und die Volksgemeinschaft in¬

folge des Versiegens der Staatsmittel damit sofort in die Brüche
gegangen war, hat man die 'Angestellten wegen Uninöglichkeit der

Leistung aus wichtigem Grunde sofort entlassen und dieselben zur

Erhaltung ihrer Existenz freundlichst an den Staat verwiesen.

Gliicklicherroeise hat dieser Unfug bei einer Anzahl von Gerichten
keine Anerkennung gefunden, aber leider steht den Unternehmern ja

der Jnstnnzenlveg der c-rdrntlichen Gerichte offen und so läßt sich die

Sache zum mindesten in die Länge ziehen. Das kostet zwnr auch
den Unternehmern sehr viel Gerichts- und Rechtsamvaltsgebühren,
aber dazu hat man immer Geld, zumal die ganze Aktion ja auch

als Druckmittel auf die Angestellten benutzt wird, die mnn nach der

sofortigen Entlassung aus den vorgenannten Gründen zum Teil

wieder einstellen wollte, aber unter Bedingungen, die schlechter sind
als der geltende Tarifvertrag.

Unmöglichkeit der Leistung gemäß Z 323 BGB. käme gegenüber
Arbeitgeber und Angestellten aber nur in Frage bei Vorliegen
höherer Gewalt, also zum Beispiel bei Überschwemmungen. Brand"

katastrophen und ähnlichen Naturereignissen, an denen der Unter¬

nehmer keine Schuld trägt und mit denen er nicht zu rechnen brauchte.
Dcr Begriff der Unmöglichkeit der Leistung ist bei den Angestellten

noch enger zu ziehen als bei dcn Arbeitern,' denn ftir erstere kom,ncn

noch nicht einninl Betriebsstörungen nls unicr diesen Begriff fnlicnd

in Frage, da die Angestellten normalerweise mit den laufenden Ar¬

beiten zur Jnbetriebhaltung des Unternehmens beschäftigt smd und

diese Tätigkeit durch Störungen im allgemeinen nicht unterbrochen,

sondern im Gegenteil meist noch notwendiger wird. Auf einc kurze

Formel gebracht liegt „Unmöglichkeit der Leistung" iiiuner da»,,,

nicht vor, wenn das Ereignis im Rahmen des »orinaien Risikos

liegt, welches mit den, Begriff Unternehnier in der „freien Wirt

schaft" untrennbar verbunden ist. Uninöglichkeit der Leistung ist also

regelmäßig dann ausgeschlossen, wenn es sich uin Kohleümangc!,
Rohstoffmangel, Strommnngel, Maschinendefekt, Verkehrsstockung,
Streik in anderen Betrieben handelt, denn alle diese JwischsnsäNc
hat der Unternehnier in K<n,f zu nehmen, er hat damit zu rechnen

und er tut dies in feiner Kalkulation, in der Festsetzung des Preises

seiner Produkte, auch in weitestgchendcm Maße, foweit wenigstens,
als dies die Konkurrenz überhailpt zuläßt. Wenn sich dann ein Ver¬

lust ergibt, ist dies keine Unmöglichkeit der Leistung, sondcrn licgl ini

Wesen des kapitalistischen Systems. Aber selbst unter diesem System

ist es nicht möglich, das Risiko ausschließlich nuf die Arbeitnchmc,'

abzuwälzen, cs geschieht schon gcnügcnd durch die Folge,! der Krise

(Arbeitslosigkeit, Gehnltcreduzicrung usw.), welche die Arbeitnehmer

tragen müssen. Nach einem Urtcil dcs Oberlandesgerichts Dresden

ist auch Kriegsausbruch allgemein noch keine Unmöglichkeit der

Leistung, wenn die Schließung dcs Betriebs ersolgt ist, weil momen¬

tan keine lohnende Beschäftigung vorhanden war. Dieses Risiko IM
der Unternehmer ebenfalls zu tragen; es wäre doch geradezu grotesk,
wenn die Arbeitnehmer dann gebunden wären, wenn dcr Unten,chnici

gerade viel verdicnt, ohne daß sie von diesem Profit etwas abbe¬

kommen und wenn man sie zur Vermeidung von Verluste,, cinsnch

nach Hause schicken dürfte. Wollt« man sich den letzteren Grunbini;

gli eigen machen, dann würde die Sozialpolitik und besonders der

Angestclltenschutz in sein Gegenteil verkehrt, dnnn wären in dcr Zeit
der Konjunktur die Angestellten an der freien Vcriueisbung und

Ausnutzung ihrer Arbeitskraft durch die Kündigungsfristen gehindert'
und die Unternehmer in der Zeit der Krise ihrer sozialen Verpflich¬

tungen ledig. Selbst unter der Herrschaft des Kapitalismus wird

man es nicht wage«, einen solchen Grundsatz frei und ofsen auszu¬

stellen. Aber der Durchführung desselben hintenherum muß eben¬

falls mit aller Energie entgegengetreten wcrden. Die criuähnicn
Urteile ou? Anlaß der Aufgabe des pnsfiven Widerstandes und dcs

Versiegens der staatlichen Zuschüsse mit der darauffolgenden C...r-

lassung aus einem wichtigen Grunde wegen Uninöglichkeit der Lei¬

stung erkennen daher auch diese Gründe übereinstimmend nicht nn,

denn auch die Folgen des passiven Widersrandes sind Unternehmer-

rrsiko und die große Arbeitslosigkeit und etwaige Gehalisrednzie, nng

ist Arbeitnchinerrisiko. Alles kann man nicht auf dis Arbeitnehmer

abwälzen. Wir lassen die Angabe der Gerichte mit Aktenzeichen,

welche in dcm von uns vc/tretenen Sinne entschielx,! lzaben,

endstehend folgcn.
Abcr die Angestellten müssen amy nus diescn Vorgängen lcrn>.il.

Sie müssen klar erkennen, dnß der' Klnssenkampf durch keine Arvci«-

gemeinschast und durch keine Volksgemeinschaft, auch nicht vorüb.r-

geheild, ausgeschaltet lvsrden kann. Hieran ändert auch kein Mi-

bestimmungsrecht etwas, wenn es nicht auf starke politische Zlrtciicr-

parteien und starke. Gewerkschaften gegründet ist. Der Artikel ZZd

der Reichsverfassung gibt uns das uneingeschränkte Vereinig'uigsiciyi.

Mnchen wir von diefem Recht im richtigen Sinne endlich ausnahms¬

los Gebrauch. Fort mit der Jnteressenlosigkeit, die gerade in An¬

gestelltenkreisen in dcn letzten Monaten an Umfang zugenommen

hat. Hinein in ,
die AsA-Verbände zur Nertcidiguüg und

Erweiterung der Rechte der Angestellten und dnmit der Rechie der

Arbeitnehmer überhaupt. Das muß die,Erkenntnis auch aus solchen

Vorgängen werden, wie sie sich jetzt in den von uns geschilde:,e„

Fällen wiederum abspielen.
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Richtlinien für öie Zusammenfassung unö Sie

Schulung Ser Vetriebsröte.*)

Nach Beratung in den Ausschüssen bei den Berliner Spitzen»

zentralen und im b/'sherigen Bollzugsrat der Betriebsröte sind jetzt

von der Plenarversammlung der Berliner Gewerkschastskommission

die nachstehenden Richtlinien angenommen worden. Sie dürften auch ^

in der Ende Juni stattfindenden Vertreterversammlung des Berliner

Ortskartells des AfA-Bundes als Grundlagen für die weitere Be»

triebsrcitearbeir akzeptiert werden. Wir geben sie mieder in der An»

nähme, daß sie vielleicht auch von nnderen örtlichen Stellen verwendet

werden können:
.

,

1. Betriebsräte. >M

1. Die Betriebsräte sind Funktionäre der Gewerkschaften.

2. Ihre Zusammenfassung erfolgt durch die zuständigen Organi»

sationen. Die darüber hinausgehende in dustriegruppen weise

Zusammenfassung der Betriebsräte geschieht nach Anweisung der

beiden Ausschüsse der Berliner freigewerkschastlichen, Spitzenzeniralen.

3. Besondere, grundsätzliche, arbeiwrechiliche Angelegenheiten

werden durch die Geschäftsstellen der Berliner Gemerkschafts»

kommission und des Ortskartells Berlin des AfA-Bundes bearbeitet.

4. Diesen beiden Stellen fällt zugleich die Aufgabe zu, eine stete

Verbindung mit den Arbeitsrechtsekretären der örtlichen Verwaltungen

der freigewerkschaftlichen Arbeiter- und Angestelltenverbände aufrecht»

zuerhalten, dnmit die Beratung der Betriebsräte nach einheitlichen

Grundsätzen erfolgt. Hierzu sollen in bestimmten Abständen Kon»

ferenzen stattfinden.
5. Zur Unterstützung bei der Beratung der besonderen Betriebs»

rätcangelegenheiten wird ein Betriebsräteausschuß gebildet, in den

die Jndustriegruppen der Gewerkschaften je einen Betriebsrat dele»

gieren. An den Sitzungen dieses BetriebsräteausZchusses nimmt js

ein Vertreter der Berliner freigeroerkschaftlichen Spitzenzentralen teil.
'

6. Endgültig beschließende Körperschaften in Betriebsrätefragen ,

sind die beiden Ausschüsse und die Plenarversammlungen (Vertreter- -

Versammlungen) der Gewerkschaftskommission und des Ortskarteils

Berlin des AfA-Bundes.
^

2. Gew erkschaftsschule.
'

7. Die Betriebsrätefchule und die Gewerkschaftsschule werden als

„Berliner Gewerkschaftsschule" weitergeführt. Diefe ist eine gernein»

fame Einrichtung der Gewerkschaftskommission und des Ortskartells

Berlin des AfA-Bundes. Leiter der Schule ist ein von beiden Aus»,

schlissen nach vorheriger Verständigung zu wählender Sekretär.

8. Dem Leiter der Schule steht ein Kuratorium zur Seite, das

einschließlich dem Leiter aus fünf Personen besteht. Davon entfallen

auf die Serc-erkschaftskommission drei Mitglieder, auf das Ortskartell

des AfA-Bm>d«s ein Mitglied. Das Kuratorium kann zur Behand¬

lung von Spezialfragen zwei weitere Mitglieder hinzuwählen,

9. Ueber allgemeine Schulfragen, betreffend den Ausbau und die

Fortentwicklung der Schule, entscheidet das Kuratorium, das

wiederum den beiden Ausschüssen verantwortlich ist.

19. Die Mittel zur Unterhaltung der Schule merden von der

Gewcrkschchtskommission und dem Orrskariell des AfA-Bundes an»

teilmäßig ausgebracht.
,

Dreckspritzer.
Seitdem die völkifchen Jünglinge im christlich-nationalen Gedag

den Ton angeben, ist er auch danach. Jede Handlung des AfA»

Bundes wird entstellt, jeder Funktionär unserer Bewegung mit

Schmutz bemorfen. Selbst unser Preisausschreiben zur Erforschung

ocs Tarisvcrtragswesens für Angestellte versuchen jene Dreck»

schleuderer zur Zielscheibe ihrer unsauberen Wurfgeschosse zu machen.

Jn der Zeitung „Der Deutsche" vom 22. Mai wird eine Notiz

des ..Vorwärts", die sich mit Reklamepreisausschreiben von ge»

sch östlichen Unternehmungen befaßt, aber ausdrücklich „lite¬

rarische Preisausfchreiben" von der abfälligen Kritik

ausnimmt, gegen uns auszuwerten versucht. Es gehört wirklich die

ganz schmutzige Phantasie jenes Schmierfinken dazu, um unser Preis-

ausschreibe» über Tarismesen in einem Atemzug mit dem Reklame¬

rummel der Kukirolfnbrik für Hühneraugenmittel nur zu nennen.

In unserem Preisausschreiben mird gesagt, es solle nicht länger

darauf verzichtet werden, das Tarifoertragswesen der Angestellten

„wirklich zu erforschen". Daraus zieht der „Mitarbeiter" im

„Deutschen" den Schluß, daß der AfA-Bund also bisher darauf ver¬

zichtet habe, eine bestimmte zielbewußte Tarifpolitik zu treiben.

Nach diefer „Logik' müßte man überhaupt über jede wissenschaftliche

Forschung den Spitt des „Deutschen" ergießen. Wenn beispielsweise

auf Grund der Rechtsprechung und der Spruchpraxis wissenschaftliche

Abhandlungen über Arbeitsrecht oder andere Rechtsgebiete ge¬

schrieben werden, so würde der Mitarbeiter im „Deutschen" daraus

schließen, daß es bisher keine Rechtsprechung in Deutschland.gegeben

Hai, sonst brauchte man sie nicht erst zu erforschen. Wir sind

menschenfreundlich genug, dem Verfasser jener Epistel, soweit er

nicht unheilbar erkrankt sein follte, zu empfehlen, sich einmal vom

"

Volksverein in München-Gladbach erklären zu lassen, was man in

Deutschland unter wissenschaftlicher Forschung versteht, dann wird

er auch unser Preisausschreiben begreifen lernen.

Der Schriftleitung des „Deutschen" aber stellen wir anheim, doch

bei der Auswahl ihrer Mitarbeiter etwas vorsichtiger zu fein. Ihr

hätte bekannt fein müssen, daß die Veranstaltung von Preisaus¬

fchreiben mit zu den besten Traditionen im sozialen Leben Deutsch¬

lands gehört. Es hat sich dabei niemals um die Bereicherung der

Bewerber gehandelt, sondern lediglich um bescheidene Anerkennungs-

gebühren für Idealisten, die bereit sind, die allgemeine soziale Er¬

kenntnis zu vertiefen. Wir brauchen nur an die Preisausschreiben

des Soethebundes zu erinnern. Im Juni 1917 hatte die Gesell¬

schaft für foziale Reform ein Preisausschreiben zur Er¬

forschung des Wesens und der Aufgaben der Angestellten¬

ausschüsse veranstaltet. Damals waren die christlichen Ange-

stelltenverbände im Preisrichterkollegium, dem Freiherr von

Berlepsch, Prof. Franke, unser Kollege Auf häuf er u. a.

angehörten, durch den heutigen Postminister Höfle vertreten. Heute

versuchen die kleinen Nachfolger eines Dr. Höfle unser Preisaus¬

fchreiben mit Dreck zu bespritzen. Aber schließlich ift es eine Sache

des Geschmacks, nach welchen Methoden man sich mit Gegnern aus¬

einanderzusetzen pflegt und über den Geschmack wollen wir nach

diesem Erlebnis mit der Schriftleitung „Der Deutsche" nicht streiten.

Das Arsenal des AfA-Bundes wird auch künftig aus geistigen

Waffen bestehen.

AfA.-Sunö unS GeSag !m Wahlkampf.
'

'

Der Gedag und an erster Stelle der DHV. bemüht sich in

letzter Zeit durch Artikel in der ihm zur Verfügung stehenden Presse

-Z und durch Verbreitung von Flugblättern den AfA-Bund als im

Todeskampf liegend hinzustellen. Daß sich der AfA-Bund trotz der.

Schreibereien des Gedag einer außerordentlichen Gesundheit erfreut,

beweisen di« jetzt stattfindenden Betriebs» und Angestelltenrats»'

wählen.
Heute nur ein Beispiel. Die Angestelltenratswahlen in den Ber»:

liner Betrieben des AEG.-Konzerns zeitigten folgendes Ergebnis: ^

- Von 62 Angeftelltenratssitzen erhielt der

AfA-Bund S4, der GDA. 2, der Gedag 6

Sitze. In den Gefamtbetriebsrat entsendet die AfA-Liste auf Grund

des Wahlergebnisses zunächst 7 Vertreter, während um den 8. Sitz

das Los entscheiden mußte. Das Los sprach auch diesen Sitz der

AfA-Liste zu, so daß im Gesamtbetriebsrat überhaupt kein Gedag»

Vertreter sitzt. Dieses Wahlergebnis zeigt deutlich, wie es mit dem

Einfluß des Gedag innerhalb der Berliner Angestelltenschaft steht.

Der AfA-Bund hat trotz des Lärmen? des Gedag eme neunmal

größer« Stimmenzahl aufbringen können, als dieser.

Diesem Beispiel könnten wir noch unzählige folgen lassen. Wir

überlassen es den deutschen Angestellten zu entscheiden, wer tatsächlich

die Führung der Angestellten in der Hand hat.

*) Bzl. AfA-Vundestng 1924, Nr. 6. S. S«.

ArbeZkshygiene. Arbeilerschutz. Von Geh. Med.-Nat Prof. Dr.

Ad. Thiele Landesgewerbearzt^ Ministerialrat im Sächsischen Ar»

beits- und WMfahrtsministerium. Deutscher Verlag für Aoikswohl»

fahrt, Dresden, Zirkusstr. 38/4«. Preis 1,29 Goldmark.

Ein erfreuliches Schriftchen. Der Verfasser behandelt verständig

mid verständlich das Wesen der Gewerbehygiene und der Aribeit, legt

Kurz die gesetzlichen Grundlagen des Arbeiterschutzes dar und geht

dann auf folgende wichtige Fragen ein: die körperliche Leistungs»

föhigkeit während eines Arbeitstages, die Eignung für den Beruf und

ihre Feststellung, Unfallhöufigkeit und Unfallverhütung, die Körper»

Haltung bei der Berufsarbeit und ihre Folgen, die Schädigungen des

Körpers durch gewerblichen Staub, die Bekämpfung des Staubes in

den gewerblichen Betrieben, gewerbliche Gifte, Schädigung von Auge

und Ohr durch die Berufsarbeit, Ansteckung im Bcruf, SclMdigungen

durch Elektrizität.
Den einzelnen Abschnitten sind die Anichauungstcifeln beigegeben,

die das Deutsche Hygiene-Museum zufammengestellt hat, um das

Wichtigste der Arbeitshygiene in ihrer Wirkung als Arbeiterschutz an¬

schaulich gu machen. Davon sind mehrere in Vierfarben verviel¬

fältigt und zum Preise von S4 Goldmark zu kaufen. Wünschenswert

märe es. rvenn diese Tafeln in großer Auflage zu ganz billigem

Pr«ise hergestellt werden könnten. Dann könnten die Berufs»

genosfenfchaften usw. die Betriebsleiter verpflichten, die Tafeln in
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bestimmten Räumen aufzuhängen, damit die, die von den Gefahren

bedroht find, die Mahnung zur Vorsicht stets vor Augen haben.

Eine Probe davon, mie der Verfasser die einzelnen Fragen be»

handelt hat. finden die Leser dieses Blattes in dem Bericht über

Sozialpolitik dort, wo vom Achtstundentag die Rede ist, Jn allen Ab¬

schnitten bietet der Verfasser eine Fülle von Belehrungen, die für

jeden Angestellten und Arbeiter wichtig ist. Deshalb sollte das Büch¬

lein in keiner Familie fehlen/ Bereits den jüngeren Kindern kann

der Vater an den Arrschouungstafeln zeigen, wie schädlich Unsauber-

keit. schlechte Körperhaltung, Unvorsichtigkeit mit den Augen usw. ist.

Für spätere Auflagen des Schriftchens sollte der Versasser sich
überlegen, ob die Darstellung nicht noch mehr dem Bedürfnisse der

Angestellten und Arbeiter angepaßt werden kann. Insbesondere
könnten die rein fachwissenfchasrlichen Angaben wegbleiben, z. B. die

über das Werk: „Krankheits- und Slerblichkeitsverhältnisse in der

Ortskrankenkasse für Leipzig und Umgebung" (Seite lS), die über

die Forscher auf den einzelnen Gebieten. Dagegen könnte der Ein»

druck der Warnungen auf die Leser verstärkt werden, wenn einige
der schlimmsten Fülle aus dem Leben genau in allen Einzelheiten an¬

geführt werden. Gustav Ho ch.

Aus öem Af A-O unöe

Orkskarlell Zwickau.

Die am 27. Mai stattgefundene Kartellsitzung hatte wieder wie

immer, eine reichhaltige und wichtige Tagesordnung zu erledigen.

Zu Punkt 1 murden sämtliche Eingänge zur Kenntnisnahme gebracht
und eingehend hierzu Stellung genommen. Zum Rundschreiben des

Bundesvorstandes betreffend Propagierung der Bundeszeitung wurde

auf Borfchlag des Borfitzenden emsnmmig beschlossen, dieselben für

die Kartelldelegierten vom Kartell aus zu bestellen und zu bezahlen.
An sämtliche Angestellten- und Betriebsräte, sowie an Betriebsver-

trauensleute foll die Luniwerbenunimer mit einem entsprechenden

Rundschreiben betr. Aufforderung zum Abonnement gesandt werden.

Ueber die gemeinsam mit dem Ortsausschuß des ADGB., sowie dem

Berkehrsausschuß usw. gehabten Sitzungen wird vom Vorsitzenden,
Kollegen Warfow, Bericht erstattet. Beschlossen wird, dem Verkehrs-

ausfchuß beizutreten und den Kollegen Warsom als Bertreter und

den Kollegen Müller als Stellvertreter zu benennen.

Zu Punkt 2: „Stellungnahme zum Bsrgarbeiterstreik", gibt der

Borsitzende Situationsbericht. Einmütig ist man der Meinung, dah

die Bergarbeiter auch für uns den Kampf führen und derselbe von

uns moralisch und finanziell unterstützt werden muß. Vom Orts¬

kartell find Sammelisten ausgegeben worden. Festgestellt wird noch,

daß
'

bereits eine Anzahl Kollegen Bergarbeiterkinder rn Ver-

Pftchung genommen haben.
Jm nächsten Punkt der Tagesordnung wird vom Vorsitzenden

über das Problem „Lohnfrage und Währung" referiert. In An¬

betracht der Wichtigkeit dieses Themas beschließt man, für 13. Juni

eine öffentliche Angestelltenoerfammlung einzuberufen, wozu Kollege

Kliem-Leipzig gebeten werdsn soll, das Referat zu übernehmen. Die

Funktionärs der freien Arbeitergemerkschaften sollen hierzu einge¬

laden werden. Weiter follen eine Anzahl Broschüren „Dis deutsche

Währungsfrage" von Prof. Dr. Julius Hirsch bestellt werden.

Zu Punkt „Allgemeines" wird unter anderem bekanntgegeben,

daß zwar die Erwerbslosenziffer gegenüber dem Vormonat

wiederum um 7S0 zurückgegangen, daß jedoch die Zahl der erwerbs¬

losen Angestellten leider noch nicht gefallen ist. Eine rege Aus¬

sprache entspinnt sich noch über die arbeitnehinerfsindliche Spruch¬

praxis des Reichsarbeitsministers. fowie des sächsischen Schlichters.

Kollege Warfow gibt noch bekannt, daß er in einer für die Förder¬

maschinisten einberufen gewesenen Versammlung, zu der auch eine

Anzahl' in der letzten Zeit aus dieser Organisation ausgetretenen

Kollegen vertreten waren, referiert habe und der erfreuliche Erfolg

zu verbuchen sei, daß eine Anzahl disser Ausgetretenen dem

Fördermafchiniftenverband wieder beigetreten feien.

Arbeitsbericht öer AfA.-Zentrale
vom 2S. Mai bis 2S, Juni 1924.

Mrtsö^irZlVpMik?
Das Sachverständigengutachten beschäftigte die Vor-

ftitnde der drei freigewerkschastlichen Spitzenorgonifationen. Es wurde

eine gemeinsame Kommission eingesetzt. Der AfA-Bund hat in die

Kommission die Kollegen Schweitzer, Schröder, Psirrmann und Heinig
entsandt.

Die jetzige Kreditkrifis und die infolge dieser Krisis in Erscheinung
'tretenden Betriebsstillegungen und Massenentlassungen gaben dem

SWP.-Ausschuß Veranlassung, gemeinsame Vorschläge auszuarbeiten,
die imstande sind, sowohl die Kreditkrisis als auch die daraus er¬

wachsende Arbeitslosigkeit abzumildern. Die geineinfame Besprechung
der AfA» und ADGB.-Vertreter führte zu einer einheitlichen Auf¬
fassung in dieser Frage.
Der AfA-Vorstand brachte in Erknhrung, daß in Aussicht genominen

ist, die Vermaltung der Duisburg-Ruhrorter Häfen und des Fijcherei-
hafens in Geestemiinde in eine Pri va ta ktien g esellsch aft
umzubilden. Er wandte sich sofort in einer Eingabc an das preußische
Ministerium für Handel und Gewerbe und forderte angesichts der

Trcigmeite derartiger wirtschaftspolitifchsr Maßnahmen, bevor eine

endgültige Entfchsidung seitens der preußischen Staatsregierung ge¬

troffen morden ist, die gewerkschaftlichen Spitzenorganifationen zu

hören.
Der AfA-Bund hat wisderholt gefordert, daß die Gebühren für

Auslandsreisen aufgehoben werden. Laut Neichskabinettsbeschluß hat
der Reichspräsident nmimehr die Aufhebung der Gebühren cmge»

ordnet.

Jm Ausschuß zur Vorbereitung über die Finan¬

zierung des Reichskulturwerks forderten die Vertreter

des AfA-Bundes, daß nur gemeinnützige Oraanisationcn Unter¬

stützungen bzw. Darlehen aus den vorhandenen Mitteln (3 Millionen

Galdmark aus dsn Mitteln dsr produktive» Ermerbsloscnsürsorgs,
3 Millionen Goldmark als Beitrag der Renten-Bank) erhalten. Bei

den mit Hilfe dieser Darlehen auszuführenden Arbeiten sollen nach

Möglichkeit Erwerbslose herangezogen werde». Die Bezahlung dsr

von der Erwerbsloscnfürforge überwiesen«!: Arbeitnehmer ersolgt
nichr unter den Bedingungen der Ermerbslosenfürsorge, sondern u.iter

den Bedingungen des in Frage kommenden normalc» Arbeits¬

vertrages.
Sozialpolitik.

Der SWP.-Ausschuß hat an das Reichsarbeitsministerium eine

Eingabe betr, Beitragsfreiheit der Lehrlinge in der

Erwerbslofenfürforge gerichtet. Der Reichsarbeitsminister

hat auf Grund diefer Eingabe den Artiksl 2 der Ausftihrungsoer-
ordnung zur Verordnung über Erwerbslosenfürsorge voni 13. März
1924 so kommentiert, daß unseren! Wunsche entsprechend auch dis

Lehrlinge unter die Beitragssreiheit fallen.

Auf die Eingabe des AfA-Bundes an das Reichsarbsitsminisierium
betr. Vorschläge des Deutschen StKdtetages zur Er-

merbslosenfürforge und zum Arbeitsnachweisgesetz teilt dcr

Reichsarbeitsmimster mit, daß er den Vorschlägen des Deutschen

Städtetages nicht zu entsprechen beabsichtige. Den weitere» Aus¬

führungen des Reichsarbeitsministers ist zu entnehmen, daß er sich
grundsätzlich unsere Auffassung zu eigen gemacht hat.
W« haben wiederholt gefordert, dnh dns durch unzählige Ver¬

ordnungen vollkommen unübersichtlich gewordene Angestellten-
Versicherungsgesetz vom Reichsarbeitsminister in der iieuen

endgültig festgelegten Fassung herausgegeben wird. Unseren, Wunsche

ist jetzt Rechnung getragen worden. Die Nr. 39 Teil I dss „Reichs-

ciesetzblnttes" gibt dis vom 1, Juni 1924 an gültig paragrciphierte
Fassung bekannt.

Die voin ADGB., AfA-Bund und ADB. eingesetzte Kommission

zur Vor de reit ung eines Volksentscheides betr. den

Achtstundsntag hat die Vernehmung der juristischen Sachver¬

ständigen beendet und wird den Bundesvorständen in aller Kürze
die ausgearbeiteten Vorschläge unterbreiten.

Jm Fachausschuh sür Angestellte der Reichs-

arbeitsvsrwaltung wurde dem Antrage dcr AfA-Vsrtreter,
die bestehenden Nachweise in Städten unter 29 909 Einwohner ohne

Nachprüfung bestehen zu lassen und bei neuen Anträgen auf Zu¬

lassung eines neuen Nachiveises die Bedürfnisfrage auch bei Städten

unter 19 909 Einwohner zu prüfen, stattgegeben.
Der AfA-Bergbsubeirat stimmt dem Vorschlage des Bergarbeiter-

oerbandss, disWahl der Arbeiter- und Angestellten-
vertretsr für die Aufsichtsräte gemeinsam vorzunehmen,

zu. Die Bezirksleitungen des Bergarbeiterosrbandss merden geinein-

sam mit den Bszirksbeamtsn und'den Gauleitern der AfA-VerbSnüe
die Vorbereitungen treffen. Der AfA-Bergarbeiterbeirat empfahl

den am Bergbau beteiligten Verbänden zur Vorbereitung der

Kn ap ps cha ftsci l t est en ma HI eine gemeinsame Konferenz zu

veranstalten und gemeinsam Flugblätter herauszugeben. Ferner

bereitet er Vorschläge für dis Reform eines Reichsknappschasrsgc-

fetzes vor, die nach" Fertigstellung dem SWP.-Ausschuß zur end¬

gültigen Erledigung überwiesen werde».
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Lohnpolitik.

Am 26. Mol fand im Reichsarbeitsministerium eine Sitzung der

Spitzen der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbcmde mit den staat»

lichen Schlichtern betreffend Entlohnung und Ueber»

stundenbezahlung unter Bezugnahme auf die in der letzten

Zeit gefällten Schiedssprüche statt. Die Vertreter des AfA-Bundes

stellten in dieser Aussprache erneut fest, dich eine niedrige Ent»

lohnung und eine Verlängerung der Arbeitszeit nicht zu einer Ge»

fundung der Wirtschaft führen kann und forderten die anwesenden

Schlichter auf, bei der Fällung von Schiedssprüchen in Zukunft dies«

wirtschaftlichen Gesichtspunkte zu berücksichtigen.

Die Lohnverhandlungen der Eisenbahnerver»

bände waren durch die vollkommen unverständliche. Haltung des

Reichzverkehrsministers gescheitert. Die Verbände waren «nt»

fchlossen die letzten gewerkschaftlichen Mittel anzuwenden, ersuchten

jedoch, weil ihnen die große Verantwortung derartig«? Maßnahmen

gerade in der augenblicklichen Situation durchaus bewußt war, die

Spitzenorganisationen, bei der R«ichsregierung vorstellig zu werd«n,

um eine Verständigung herbeizuführen. Die Vertreter des ADGB.,

AfA-Bundes und des ADB. beschlossen ebenso wie die Vertreter des

Deutschen Gewerkschaftsringes und des Gewerkschaftsbundes dem

Wunsche der Eisenbahner sofort Rechnung zu tragm. Die Aussprache

in der Reichskanzlei unter Anwesenheit des Reichskanzlers, des

Reichsfinanzministers. Reichsvostmimsters usw. führte zu einem für

die Eisenbahnerverbünde annehmbaren Ergebnis.

An den Beratungen über die Aufstellung neuer Richt»

linien für die Laufbahn der Beamten, die im Reichs-

Ministerium des Innern stattfinden, nehmen B«rtreter des AfA»

Bundes teil.

Zu den Aussührungsbestimmungen zur Preußi»

schen Personalabbauverordnung hat der AfA-Bund be»

sondere Vorschläge unterbreitet, über di« in di«s«n Tagen verhandelt

wird.
Wir haben erneut von der Reichsregierung gefordert, daß dle

durch die Personalabbauverordnung außer Kraft

gesetzten Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes

durch eine ErgLnzungsverordnung wiederhergestellt werden.

Dem Reichsbund der Zivilberechtigten haben mir auf eine Anfrag«,

mi« der AfA-Bund zu den Ansprüchen der Angehörigen

d«r Wehrmacht gemäß des 8 11 des Wehrmachtgesetzes, des § 2

des Reichsgesetzes über die Schutzpolizei der Länder, des Z 33 des

Reichsversorgungsgesetzes steht, mitgeteilt, daß wir den Anspruch der

dort genannten Personen anerkennen. Bis zur Berwirklichung dieser

Ansprüche sind Militäranwmter der freien Berufe bezüglich ihrer

Stellung und Regelung ihres Arbeits» und EnÄohnungs«rhSltMsse«
im Behördendienst in jeder Beziehung grundsätzlich gleich zu be»

handeln. Daraus ergibt stch, daß der Anspruch auf Bevorzugung vou

Versorgungsanwärtern ber Stellen, die im Wege des Privatdbenfte»

benutzt werden, von uns nicht anerkannt merden kann.

Reichs», Staats» und Gemeindebetriebe.

Die Frage der Beschickung des gemäß den Ausführungsbc^timmun«,

gen zum Personalabbauges«tz eingesetzt«« Ausschusses (stehe

Bericht des Vormonats) ist noch immer nicht geklärt. Weitere Ver!,

Handlungen finden statt.
Der AfA-Bund hat sich für die durch den Reichstarifvertrag auft!

engste mit der Beamtenbesoldung verbundenen Reichsangestellten,

vollkommen der Protesteingabe der Beamtenspitzenverbände gegen

die 16. Ergänzung des Besoldungsgesetzes angeschlossen.

Vorstand.
Der AfA-Borstand hat sich eingehend mit dem Problem der privat»,

und genossenschaftlichen Versicherung von Angestellten beschäftigt. E»

sind Verhandlungen mit der Bolksfürsorge in Aussicht genommer«.

Der AfA-Borstand stimmte dem durch das Bezirkskartell Rheinland«

Westfalen eingereichte Reorganisationsvorschläge für das genannt«

Kartell zu. Zum Berbandstag« der Poliere wurde der»

Kollege Stähr, zum Berbandstag des ZdA. der Kolleg«

Aufhäuser delegiert. Die seit langem vorbereitete Gewerkschaftslxml

ist nunmehr unter der Firma „Bank für Arbeiter, Ange«

stellte und Beamte" gegründet worden. Sie wird getragen

von den Organisationen des ADGB^ AfA-Bundes und de» ADV.

Inden Aufsichtsratder Gewerkschaftsbank «ntsendet

der AfA-Bund di« Kolkgen Aufhäuser, Urban und Marx.

Die Vorarbeiten für die Erfassung der. BetriebsrSte durch die an>

geschlossenen Gewerkschaften und AfA»Ortskartelle, der Ausbau der

AfA-Bundeszeitung für die Schulung der Betriebsräte sind auch im

Monatsbericht weiter gefördert worden. Die bevorstehend« AfA><
Bundesausschuhsitzung wird sich mit der gesamten Angelegenheit

abschließend beschäftigen.
Der Borstand hat den AfA»Vundesausschuß zum Donnerstag, den

3. Juni 1924, vormittags 955 Uhr. einberufen.

Der Verlag Zentraloertrieb zeitgeschichtlicher Bücher (siehe Anzeigen»!

teil) gibt bekannt, daß er den Funktionären des AfA-Bundes bei,B«»i

stellungen einen Rabatt von 19—25 Proz. auf Bücher gemährt. E«

wird deshalb den Lesern der AfA-Bundeszeitung empfohlen, sich bet

Bestellungen auf diese Vergünstigung zu beziehen.

An die Serliner AsA-Veinebs- nnd AngesteMnräte!
Gemeinsam mit den Körperschaften der Berliner Gewerlschaftskominission beraten wir gegenwärtig, in welcher besseren Weis«

eine engere Verbindung der freigewerkschaftlichen Betriebsräte mit ihren Organisationen hergestellt werden kann. Die Grundlagen hierfür

bilden die Beschlüsse des" Leipziger <si»w»vk^Kaüstl>ngress!>s unm ^„„i t»ss ffn, Zusammenhang mit diesen notwendig geiuordenen

Ueberlegungen stehen auch Erörterungen über eine UmgestoMng des für die Betriebsräte in Betracht kommenden technischen Apparates.

Unabhängig bon diesen noch endgültig zu fäNenden Entscheidungen werden für un« technische Maßnahmen notwendig in bezug auf die

Meldungen über Neuwahlen, die Zusammensetzung des Betriebsrates, vor allem, soweit Mitglieder der AfA'Gewerkschaften in Betracht

kommen. Da in Zukunft die Einzelgewerkschaften mehr als bisher auch organisatorisch die Betriebsräte «IS Funktionäre ansehen und

zu Versammlungen — eventuell auch indusiriegruppenweise
— zusammenberufen werden, ist für die BetriebsrSte der AfA-Geiverlschaften

folgendes genau zu beachten:

Von allen Betriebsräteneuwahlen ist unserer Geschäftsstelle (Berlin SO IS. Engelufer 24/2S, Gewerkschaftshaus, Aufgang

IV. Stock, Telephon: Moritzplatz 115 99) schriftlich genau Mitteilung zu machen unter Angabe des Bor» und Zunamens der Betreffenden,

der Organisationszugehörigkeit, möglichst unter Beifügung der Mitgiiedsnummer. Auch Angaben über die gesamte Zusammensetzung des

Betriebsrats sind dringend notwendig. Auf Grund dieser Meldungen erhalten die in AfA-Gewerlschafteir organisierten Betriebs» und

Angestelltenräte von ihrer Gewerkschaft nach Prüfung der Mitgliedschaft usw. die Ausweise zugestellt. Diese tragen den Stempel der in

Betracht lommendeü AfA-Gewerlschaft nebst Unterschrift. Nur auf solche Weise gültig gewordene Ausweise berechtigen unter gleichzeitiger

Vorzeigung des Mitgliedsbuches zum Besuch von Versammlungen usw. Wer also als Berlin« Betriebsrat in seiner AfA-Geiverlschaft ^

seine ffunltionärtätigkeit ausüben will, muß die Anweisungen genau beachten. Nur AfA-Mitglieder erhalten dnrch uns bzw. durch die

Einzelgewerlschaften Ausweise.

, Alle den vorstehenden Anweisungen nicht entsprechenden Ausweise sind von jetzt an nicht mehr gültig I

Gleichzeitig machen wir daraus aufmerksam, daß ab 1. Juni >d. I. alle unsere Veröffentlichungen, insbesondere auch solch«

in Betriebsräteangelegenheiten, in der „AfA-Bundeszeitung" erfolgen. Nur in besonders eiligen Fällen iverden wir

während der Erscheimmgspausen dieser Zeitschrift die Arbeiterpresse benutzen. Es liegt im Interesse aller Berliner AfA-Funktionäre, vor

allem aber der AfA-BetriebSräte, die AfA-BundeSzeitung zu abonnieren. Die Bezugsbedingungen sind am Kopfe der ersten Textseite

veröffentlicht. ,

Allgemeiner freier AngesieMenbund
Ortstariett Berlin
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